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 1. AUSGANGSLAGE UND ZIELSETZUNG 

 

 1.1 Ausgangssituation 

Die Bürgerämter der Landeshauptstadt Hannover stehen vor einer Vielzahl von Herausforderungen. 
Die Herausforderungen sind u.a.: 

• Lange Terminvorlaufzeiten sowie die damit zusammenhängende Unzufriedenheit bei Bür-
ger*innen, Mitarbeiter*innen und der Politik, 

• Komplexe und aufwändige Terminbuchungen sowie keine intelligenten Systeme, 
• Steigende Fallzahlen, 
• Umgang mit Einnahme- / Ausgabesituation und deren statistischen Erfassung, 
• Onlinezugangsgesetz (OZG)-Veränderungen, 
• Schwierige Personalgewinnung sowie Mitarbeiter*innen-Bindung, 
• Hoher manueller Steuerungsbedarf, kleinteiliger Eingriff in Arbeitsweisen, 
• Verbesserungsbedürftiges Wissensmanagement zwischen den Bürgerämtern (MA + FK), 
• Vergangene Belastungen aus bereits abgeschlossenen HSK-Programmen. 

 
Der Fachbereich 32 – Bürgerservice ist Bestandteil des Dezernats 2 – beauftragte Rödl & Partner mit 
der Durchführung einer Geschäftsprozessoptimierung (GPO). 
 
Im Zuge des OZG unterliegt das Sachgebiet steten Veränderungen. Es sollen neben den Kernprozes-
sen auch die Führungs- und Kommunikationsprozesse analysiert werden. Ein weiterer Schwerpunkt 
liegt in der Gewinnung neuer Mitarbeiter*innen trotz Fachkräftemangels. Zum Zeitpunkt der GPO ist 
das Sachgebiet mit 102,0 VZÄ (inkl. Sachgebietsleitung) ausgestattet, wovon 8,0 VZÄ inaktiv sind. 
(Stand: Dezember 2023)  

 1.2 Zielsetzung 

Die Zielsetzung der GPO des Fachbereichs 32 konzentrierte sich auf die Überprüfung und Durchfüh-
rung von: 

✓ Personalbemessung, 

✓ Überprüfung und Anpassung von Prozessabläufen und Aufbau (Kern-, Führungs- und Kom-
munikationsprozesse) inkl. Identifikation von weiteren Digitalisierungspotentialen, 

✓ Personalausstattung und -entwicklung (Aufbauorganisation, Personalstruktur), 

✓ Möglichkeiten der Abmilderung des Fachkräftemangels (Attraktivitätscheck, Überprüfung 
des Recruitingprozesses), 

✓ Überprüfung der Sinnhaftigkeit der Einführung der Teamleiter-Ebene, 

✓ Analyse der Gewährleistung der flächendeckenden Inanspruchnahme der Bürgerleistungen 
(Standortanalyse). 

 

Die GPO zielte darauf ab, einen Organisationsentwicklungsprozess zu initiieren, indem Anpassungs-
maßnahmen für den Personalbestand analysiert und identifiziert werden, sowie ein Zielbild für ein 
Bürgeramt der Zukunft mit passendem Umsetzungsfahrplan des Fachbereichs 32erarbeitet wird.  
  



 

 2. PROJEKTVORGEHEN UND –METHODIK 

 

 2.1 Das Projekt im Überblick 

Um eine reibungslose Kommunikation und Koordination des Projektes zu gewährleisten, wurde je ein 
Projektansprechpartner auf Seiten der Stadt Hannover sowie von Rödl & Partner benannt. Durch diese 
Funktionen konnte die Kommunikation auf beiden Seiten gebündelt werden und ein konzentrierter 
Austausch stattfinden. 
 
Zur Erreichung eines erfolgreichen Projektabschlusses im Sinne der Stadt Hannover wurde außerdem 
der zeitliche Ablauf des Projekts und die angewandten Methoden in einem Projektplan vor Beginn des 
Projektes festgehalten. Die Projektbearbeitung erfolgte in vier Phasen: 
 
 

 

Abbildung 1: Projektvorgehen FB32 

 
Der Projektbeginn wurde im November 2022 durch die Phase „Initialisierung“ markiert, welche aus-
schlaggebend für den Erfolg des Projektes war. Im Rahmen dieser Phase wurde das Projekt gemein-
sam mit Führungskräften geplant, Grundlagen ausgetauscht, sowie Mitarbeiter*innen in die GPO mit-
einbezogen. Ferner wurde die Organisationsdaten im Sachgebiet 32.11 auf Grundlage einer Daten- 
und Prozessaufnahme analysiert. Hierbei zeigte sich die Einbeziehung der Führungskräfte und der 
Mitarbeiter*innen für die Analyse maßgeblich. Im Anschluss an die Prozessanalyse wurden Optimie-
rungsmöglichkeiten und die dafür notwendigen Maßnahmen abgeleitet. Zusätzlich erfolgte eine Per-
sonalbedarfsbemessung im Zuge der Entwicklung des SOLL-Konzeptes. In der vierten Phase, der Um-
setzung, wurde neben der Ergebnispräsentation vor Führungskräften und Mitarbeiter*innen ein Um-
setzungsfahrplan für die erarbeiteten Maßnahmen entwickelt sowie der vorliegende Bericht angefer-
tigt und abgestimmt. Das Projekt endet mit der Übergabe aller relevanten Unterlagen und der Durch-
führung des geplanten Mitarbeiter*innenworkshops. 
 
 
 



 

Um das Projekt erfolgreich anzugehen, wurden drei Leitsätze der teilagilen Methode beschrieben: 

1. Individuen und Interaktionen sind wichtiger als Prozesse und Tools 
2. Eine funktionsfähige Lösung ist wichtiger als eine umfassende Dokumentation 
3. Reagieren auf Veränderungen ist wichtiger als die Befolgung eines Plans 

 
Zunächst wurde der IST-Zustand festgestellt. Auf Pinnwänden konnten alle Beteiligten ihre Ideen und 
Wünsche äußern. Hierbei haben folgende Fragen den Rahmen der Aufnahme des IST-Zustandes ge-
stellt: 

• Was soll mit der Entwicklung erreicht werden? 
• Was halten Sie für besonders wichtig? 
• Was muss passieren, um eine Veränderung zu bewirken? 
• Wo sehen Sie Bedarf an Veränderung? 
• Wo stehen Sie? 

 2.2 Allgemeine Erläuterung zum Untersu-
chungsinhalt 

Im Rahmen der GPO im Sachgebiet 32.11 wurden folgende Bereiche als leitende Analysekriterien her-
angezogen: 
 

✓ Personalsituation 

✓ Digitalisierung 

✓ Prozesse 

✓ Organisation 

 
Diese Analysekriterien lassen sich in insgesamt acht Qualitätsaspekte untergliedern, die für die Ana-
lysen und das anschließende Vorgehen maßgeblich waren. Rödl & Partner konnte diese Qualitätsas-
pekte durch langjährige Erfahrung und Expertise im Bereich Managementoptimierung als wesentliche 
Schlüsselfaktoren identifizieren, durch die eine nachhaltig erfolgreiche Organisationsgestaltung er-
möglicht wird. Nachstehende Abbildung veranschaulicht die Qualitätsaspekte einer Organisation: 
 

 
Abbildung 2: Die Rödl & Partner Qualitätsaspekte einer Organisation. 

 
In den folgenden Kapiteln werden die einzelnen Phasen der GPO im Detail beschrieben. 
 



 

 3. PHASE 1: KONZEPTERSTELLUNG 

 

 3.1 Vorgehen 

Die Phase 1 der Konzepterstellung erstreckt sich über den Zeitraum von November 2022 bis Dezember 
2023. 
 

 

Abbildung 3: Zeitplan Phase 1: Konzepterstellung 

 
Im Rahmen der Konzepterstellung wurden verschiedene Methoden angewendet, um zum einen mittels 
Analysen Schwerpunkte zu setzen und zum anderen die strategische Aufgabenkritik zu konzeptionie-
ren. Folgende Methoden kamen dabei in der Phase 1 zum Einsatz: 
 

• Haushaltsstrukturanalyse 
• Mitarbeiter*innen-Auftaktveranstaltung 
• Führungskräftetraining 
• Prozessaufnahmen & -analyse 
• Statistische Erhebung 

 
Die eingesetzten Methoden werden im Folgenden teilweise genauer beschrieben. 

 3.1.1 STAKEHOLDERANALYSE 

Die Stakeholderanalyse ist ein entscheidender Schritt in der strategischen Planung der GPO, da sie 
ermöglichte, die Interessen, Erwartungen und Einflüsse der verschiedenen Interessengruppen syste-
matisch zu erfassen und zu berücksichtigen. Im Kontext einer Stakeholderanalyse waren die folgen-
den Schlüsselkomponenten von großer Bedeutung, um sicherzustellen, dass die Zusammenarbeit rei-
bungslos verläuft und die angestrebten Ziele erreicht werden. 
 
Im Rahmen der GPO wurden folgende Stakeholder identifiziert: 

• OB/Dezernent 
• Stadtrat 
• Finanzausschuss 
• Organisations- und Personalausschuss 
• weitere fachliche Ausschüsse 
• Bezirksräte (Bezirksbürgermeister*innen je Rat etwa 10-12 Mitglieder) 



 

• Gesamtpersonalrat 
• Örtlicher Personalrat 
• Personalvertretung der Auszubildenden 
• bestellte Vertreter 
• Sonstige Beauftragte 
• Dezernent*innen 
• Fachbereichsleitungen 
• OrganisatorInnen (je FB) 
• Beschäftigte 
• Lenkungsgruppe 
• Projektgruppe 
• Breite Öffentlichkeit (passiv, alle Bürger*innen, Unternehmen, Presse, NGOs) 
• Kund*innen (aktiv, nehmen eine DL in Anspruch) 

 

 3.1.2 KOMMUNIKATIONSPLAN 

Die Entwicklung eines effektiven Kommunikationsplans war entscheidend, um sicherzustellen, dass 
Botschaften klar, konsistent und zielgerichtet vermittelt wurden. Ein gut durchdachter Kommunikati-
onsplan half dabei, Informationen effizient zu verbreiten, Missverständnisse zu minimieren und si-
cherzustellen, dass alle relevanten Stakeholder angemessen informiert wurden.  
 
 



 

 

Abbildung 4: Kommunikationsplan 

  

Kommunikationsplan "GPO Bürgerämter"

Zielgruppe
Projektaufgaben/-schritte bei denen 

der SH berührt ist

aktiv/

passiv
Zeitplan Kommunikationsinstrument

Was soll mit der Kommunikation 

erreicht werden?

Themen und Botschaften (wenn in Spalte F 

nicht ausreichend präzisiert)

Informationen über den aktuellen Sachstand passiv monatliche Gesprächstermine
Dezernenten auf den aktuellen Stand über die GPO zu 
halten

Auftaktkommunikation / Projektauftakt 
Führungskräfte

aktiv 20.01.2023 Auftaktveranstaltung inkl. Workshopanteil
Information über Projektziele und Startschuss, 
Erhebung des Stimmungsbildes in der Belegschaft

Das Projekt startet, Handlungsbedarf aufzeigen und Handlung 
der Führungskräfte verdeutlichen

Mitarbeitendenbefragung (Optimierungsvorschläge) aktiv 10.02.2023
Onlineumfrage über eine von Rödl & Partner 
bereitgestellte Plattform

Möglichkeit, konkrete Optimierungsvorschläge 
einzureichen und aktiv partizipieren zu können

Schulung Führung in der Veränderung aktiv/passiv 16.03.2023
Schulung über Führungsansätze und -aufgaben in 
Zeiten der Veränderung

Erweiterung der theoriebasierten Hardskills der 
Führungskräfte

Information Zulage-KV aktiv KW17 E-Mail
Information über die Zulage der KV für die 
betreffenden MA und ob es über den 30.06.2023 
hinausgeht.

Prozessaufnahmen in der Bürgerämtern passiv 06.03. - 31.05.2023 Vor-Ort Workshop 
Erhebung der Referenzprozesse im Referenz-
Bürgeramt und abgleich der prozessualen 

Definition Standortbestimmung aktiv 25.04.2023 Vor-Ort Workshop 
Definierung von Indikatoren zur Bestimmung der 
Standortauswahl

Entwicklung und Konkretisierung des SOLL-Zustandes 
der Bürgerämter

aktiv 01.06. - 29.09.2023 Workshopsequenz
Ableitung eines SOLL-Konzeptes anhand der IST-
Beschreibung

Konkretisierung von Umsetzungsmaßnahmen und den damit 
erforderlichen Handlungsschritten

Kommunikation des SOLL-Zustandes und der 
Handlungsschritte

aktiv 29.09.2023
Präsentation im Rahmen einer 
Abschlussveranstaltung mit den Mitarbeitenden

Vorstellung der Projektergebnisse
Aktualität und Relevanz der festgelegten Maßnahmen 
verdeutlichen

Auftaktkommunikation Mitarbeitende aktiv/passiv 10.02.2023 Auftaktveranstaltung inkl. Workshopanteil
Information über Projektziele und Startschuss, 
Erhebung des Stimmungsbildes in der Belegschaft

Das Projekt startet, Handlungsbedarf aufzeigen und Handlung 
der Führungskräfte verdeutlichen

Mitarbeitendenbefragung (Optimierungsvorschläge) aktiv 10.02.2023
Onlineumfrage über eine von Rödl & Partner 
bereitgestellte Plattform

Möglichkeit, konkrete Optimierungsvorschläge 
einzureichen und aktiv partizipieren zu können

Information Zulage-KV passiv KW17 E-Mail
Information über die Zulage der KV für die 
betreffenden MA und ob es über den 30.06.2023 
hinausgeht.

Prozessaufnahmen in der Bürgerämtern aktiv 06.03. - 31.05.2023 Vor-Ort Workshop 
Erhebung der Referenzprozesse im Referenz-
Bürgeramt und Abgleich der prozessualen 

Kommunikation des SOLL-Zustandes und der 
Handlungsschritte

passiv 29.09.2023
Präsentation im Rahmen einer 
Abschlussveranstaltung mit den Mitarbeitenden

Vorstellung der Projektergebnisse
Aktualität und Relevanz der festgelegten Maßnahmen 
verdeutlichen

Auftaktkommunikation / Projektauftakt aktiv 10.02.2023 Auftaktveranstaltung inkl. Workshopanteil
Information über Projektziele und Startschuss, 
Erhebung des Stimmungsbildes in der Belegschaft

Das Projekt startet, Handlungsbedarf aufzeigen und Handlung 
der Führungskräfte verdeutlichen

Entwicklung und Konkretisierung des SOLL-Zustandes 
der Bürgerämter

aktiv 01.06. - 29.09.2023 Workshopsequenz
Ableitung eines SOLL-Konzeptes anhand der IST-
Beschreibung

Konkretisierung von Umsetzungsmaßnahmen und den damit 
erforderlichen Handlungsschritten

Kommunikation des SOLL-Zustandes und der 
Handlungsschritte

aktiv 29.09.2023
Präsentation im Rahmen einer 
Abschlussveranstaltung mit den Mitarbeitenden

Vorstellung der Projektergebnisse
Aktualität und Relevanz der festgelegten Maßnahmen 
verdeutlichen

Information über geplante Projektschritte passiv Gespräch oder schriftliche Inkenntnissetzung Sicherstellung der transparenten Vorgehensweise Vermeidung von nachträglichem Anpassungsbedarf 

Information über die Projektergebnisse passiv Gespräch oder schriftliche Inkenntnissetzung Sicherstellung der transparenten Vorgehensweise

Information über geplante Projektschritte passiv Gespräch oder schriftliche Inkenntnissetzung Sicherstellung der transparenten Vorgehensweise Vermeidung von nachträglichem Anpassungsbedarf 

Information über die Projektergebnisse passiv Gespräch oder schriftliche Inkenntnissetzung Sicherstellung der transparenten Vorgehensweise

DezernentInnen

Rolle: Sponsoren

Gesamtpersonalrat

Rolle: 
Bremser aber im 
Positivfall auch 

Multiplikator für ÖPRe 
und Beschäftigte

örtlicher Personalrat

Rolle: 
Bremser aber im 
Positivfall auch 

Multiplikator für ÖPRe 
und Beschäftigte

Personalvertretung der 
Auszubildenden

bestellte Vertreter

Rolle: 
Experten für 

Partikularinteressen

Fachbereichsleitung / 
Führungskräfte

Rolle: 
alle Rollen

Expertenrolle für die 
Maßnahmenidentifikati

on/-bearbeitung 

Multiplikator für die 
Sachgebietsleitungen 

im Fachbereich 32

Beschäftigte

Rolle: alle Rollen 
werden, je nach 

Stadium des Projektes 
und Komponente, 

punktuell vorkommen:
Kritikier, Multiplikator, 

Expertenrolle

Lenkungsgruppe

Rolle: 
Entscheidungsgremium 

(Kritiker/Sponsor)

Projektgruppe

Rolle: Kritiker/ 
Multiplikator



 

 4. RICHTIG STARTEN 

 
Die Zusammenarbeit zwischen der Stadt Hannover und Rödl & Partner bei der GPO des Sachge-
biets32.11 begann mit der ersten Projektphase „Richtig starten“. Hier wurden die Grundlagen für eine 
erfolgreiche und effiziente Projektarbeit geschaffen. In dieser Projektphase wurden außerdem der 
Projektfahrplan und das Projektdesign final abgestimmt und die Datenlage analysiert. Hierbei glie-
derte sich die Phase in folgende Bestandteile: 
 

✓ Dokumentensichtung 

✓ Ambitionsgespräche FK 

✓ Auftaktveranstaltung mit der Projektgruppe 

✓ Mitarbeiter*innenveranstaltung 

✓ Führungskräfteinterviews 

 4.1 Dokumentensichtung 

Für die Schaffung des ersten Überblicks und zur Einschätzung der Situation der Organisation wurden 
zunächst sämtliche relevante Dokumente durch die Stadt Hannover zur Verfügung gestellt und an-
schließend gesichtet. Die Übermittlung der Dokumente an Rödl & Partner erfolgte über die Übertra-
gungsplattform LHH-Cloud. Folgende Dokumente wurden gesichtet: 

 
• Arbeitsplatzbeschreibungen 

• Fallzahlenliste 

• Reportings aus der Online-Terminvergabe 

• Radien inkl. Bevölkerungsdaten der Bürgerämter 

• Leitlinie für Zusammenarbeit und Führung 

• Einarbeitungskonzepte 

• Artikel zu Mitarbeiter*innengesprächen 

• Führungsleitlinien 

• Formular zur Bestätigung von Mitarbeiter*innengesprächen 

• Übersicht der Ansprechpartner*innen 

• Besetzungsplan des Fachbereichs 32 

• Präsentation bzgl. Fachkräftemangel 

• Reportings der Arbeitszeiten 

• Organigramm mit Fachbereichen 

• Daten des Gebäudemanagements  

• Erhebung der Prozessdurchlaufzeiten 

 



 

 4.2 Auftaktveranstaltung mit den Mitarbei-
ter*innen 

In der Mitarbeiter*innenveranstaltung wurden die zentralen Inhalte der GPO des Sachgebiets 32.11 
der Stadt Hannover den Mitarbeiter*innen in einer speziellen Veranstaltung vorgestellt.  
Diese Veranstaltung bildete die Grundlage für eine erfolgreiche GPO und markierte den Beginn der 
inhaltlichen Auseinandersetzung der Mitarbeiter*innen mit der GPO. Außerdem ermöglichte die Ver-
anstaltung einen differenzierten Blick in die Situation der Organisation und es konnte durch den Ein-
bezug der Mitarbeiter*innen die Akzeptanz für das gesamte Projekt gefördert werden, ohne welche 
das Projekt der GPO sowie der darauffolgenden Organisationentwicklung wenig erfolgversprechend 
verlaufen wäre. 
 
Nachdem Rödl & Partner die Ziele und das geplante Vorgehen erläuterte, wurden alle Mitarbeiter*in-
nen eingeladen, an einer Live-Mitarbeiter*innenbefragung teilzunehmen. Hierdurch konnte ein aktu-
elles Stimmungsbild im Fachbereich erarbeitet werden. 
 
Die Mitarbeiter*innenn konnten sich fragengestützt in der Diskussion beteiligen. Für den Einbezug 
der Mitarbeiter*innen wurden folgende drei Leitfragen gestellt: 
 

✓ Was muss passieren, um eine Veränderung zu bewirken? 

✓ Wo sehen Sie Bedarf an Veränderung? 

✓ Wo stehen Sie im Hinblick auf die GPO? 

Die folgenden Abbildungen veranschaulichen die Leitfragen sowie die geclusterten Auswertungser-
gebnisse: 
 

 

 

Abbildung 5: Auswertungsergebnisse "Was muss passieren, um eine Veränderung zu bewirken?" 

 



 

 

Abbildung 6: Auswertungsergebnisse "Wo sehen Sie Bedarf an Veränderung?" 

 
Es erfolgte eine Clusterung der Antworten in Kategorien, wobei die Thematik Personalausstattung 
den größten Raum einnahm. Zudem wurde übermittelt, dass weitere Punkte im Bereich der Räumlich-
keiten ebenfalls genauer zu beleuchten sind. Ferner legten die Antworten auch die Bedeutung der 
Personalqualifikation dar. Die folgende Abbildung veranschaulicht die Leitfragen sowie die geclus-
terten Auswertungsergebnisse. 
 

 

Abbildung 7: Auswertungsergebnisse "Wo stehen Sie im Hinblick auf die GPO?" 

 
 
 
 
 
 
 



 

 4.3 Auftaktveranstaltung mit Projektgruppe 

Im Auftaktgespräch erläuterte Rödl & Partner das konkrete Vorgehen sowie den Ablauf des Projektes 
und die Methoden, die im Laufe der GPO angewandt wurden. Darüber hinaus wurde eine gemeinsame 
Grundlage für die Projektarbeit geschaffen. Dazu wurden die Erwartungen aller Beteiligten abgegli-
chen und in einer sogenannten Change-Story dargestellt. Hierbei wurden der Sinn, Wert und Notwen-
digkeit der Veränderung in Zusammenarbeit mit Rödl & Partner erarbeitet.  
Folgende Fragestellungen wurden zur Erreichung des Ziels thematisiert: 
 

• Wie lautet das „Problem“? 
• Warum ist die Veränderung notwendig und dringlich? 
• Was sind die Hintergründe dafür? 
• Was spricht aus Unternehmenssicht dafür? 
• Worin liegt der Mehrwert? 
• Welche Alternativen gibt es? Warum haben wir uns für diesen Weg entschieden 

 

Der Foliensatz zur Change Story mit den beantworteten Fragestellungen wird im Anhang mitgeliefert. 

 4.4 Training Führung in der Veränderung 

Im März 2023 wurde ein Führungskräftetraining mit insgesamt zehn Teilnehmer*innen durchgeführt. 
Das Führungskräftetraining behandelte das Thema „Führung in der Veränderung – Veränderung in der 
Führung“. Dabei wurden verschiedenste Arten von Gruppenarbeiten durchgeführt und Konzepte vor-
gestellt, um Erwartungen zu reflektieren und Wahrnehmungen zu verdeutlichen, damit neue Konzepte 
und Lösungsmöglichkeiten gefunden werden konnten. Hierbei wurden Konzepte und Lösungsmög-
lichkeiten erarbeitet und verinnerlicht. 
 
Die Suche nach Möglichkeiten für die Veränderung in der Führung lief über das GROW-Modell. Das 
Modell ist unterteilt in vier Phasen und ist ein laufender Prozess, um die Veränderung zu erreichen. In 
der Phase Goal – der Orientierungsphase standen Punkte, wie den Kontakt zu der ratsuchenden Per-
son aufzubauen, eine kurze Schilderung des Anliegens nahezulegen, als auch das Ziel des Gesprächs 
zu klären. Die Klärungsphase – Reality – zielte auf Punkte ab, welche zu beachten sind oder wie die 
Situation von der ratsuchenden Person beschrieben wird. In der Lösungsphase – Options – wurden 
über die Lösungsmöglichkeiten gesprochen, sowohl als auch Chancen und Risiken der Alternativen 
diskutiert. In der Abschlussphase – What next – wurde das Ergebnis dargestellt als auch über die 
nächsten Schritte gesprochen.  
 



 

 

Abbildung 8: GROW-Modell - Veränderung in der Führung. 

 
Außerdem wurden Systeme betrachtet. Hierbei wurde eine Diagnose des sozialen Systems durchge-
führt, bei der Punkte wie die relevanten Personen, subjektive Deutungen, soziale Regeln, Regelkreise, 
die Bedeutung der Systemumwelt untersucht wurden aber auch Vergleiche zu anderen sozialen Sys-
temen sind gezogen worden. Es wurde sowohl zum Verlauf der bisherigen Entwicklungen Stellung 
genommen als auch ein Szenario für die Zukunft beschrieben. Zusätzlich wurde eine Stakeholderana-
lyse als Gruppenarbeit durchgeführt. Dabei bekamen die beteiligten Personen Zeit, um Leitfragen zu 
klären und erste Maßnahmen zu sammeln und diese auf Karten zu visualisieren. Um die Veränderung 
auf Alltagsebene zu reflektieren, wurde ein Rollenspiel „House of Change“ als Partnerarbeit durchge-
führt.  Es wurde sich Zeit genommen, um das Konzept vorzustellen und zu verinnerlichen. Während 
der Durchführung des Rollenspiels wurde sich gegenseitig zu Veränderungen aus dem Alltag befragt 
und überlegt, was von einer Führungskraft zu erwarten ist. Die Ergebnisse dazu waren unterschied-
lich. Betroffene Bereiche waren die kommunikative Ebene, als auch organisatorische Aspekte wurden 
angemerkt. Um den Veränderungsprozess zu visualisieren wurde eine weitere Gruppenarbeit absol-
viert. Die Beteiligten bekamen Zeit, um auf Aspekte, wie die Notwendigkeit der Veränderung einzuge-
hen, darauf einzugehen, wie der Prozess aufgebaut ist und was es organisatorisch für die Umsetzung 
braucht. Die Gruppenarbeit „Kompetenzprofil“ zielte darauf ab, fünf Kompetenzen zu nennen, welche 
für die Veränderung maßgeblich sind. Diese wurden anschließend visualisiert. Die Selbstwirksamkeit 
stand in einer weiteren Gruppenarbeit im Fokus. Hierbei ging es vor allem zu klären, welche Eigen-
schaften oder Aktivitäten die Selbstwirksamkeit stärken kann. Vor allem stand aber das transforma-
tionale-, transaktionales Führen und die Sach-, Beziehungsebene im Vordergrund. Zum Schluss 
wurde die Teamentwicklung betrachtet und ein Vergleich zwischen einer Gruppe und einem Hoch-
leistungsteam gezogen. Dabei wurden Merkmale, wie die gemeinsame Zielverfolgung, die Zugehörig-
keit im Team, die offene Kommunikation als auch die intrinsische Motivation hervorgehoben, die es 
braucht, ein Hochleistungsteam zu sein. 
 
 
 



 

 

Abbildung 9: Merkmale, die Gruppen von Teams unterscheiden. 

  



 

 5. STANDORT BESTIMMEN 

 
Nach der Schilderung der Ausgangslage und der Zielsetzung sowie der Beschreibung des Vorgehens 
und der angewandten Methodik im Projekt werden in den folgenden Kapiteln die Ergebnisse der GPO 
festgehalten. Hierbei wurde zunächst die IST-Situation analysiert und anschließend Stoßrichtungen 
identifiziert. 
 
Für ein umfassendes Verständnis des Status quo im Sachgebiet 32.11 setzte Rödl & Partner unter-
schiedliche Analysetools ein: 
 

✓ Prozesslandkarte 

✓ Prozessaufnahme 

✓ Prozessanalyse 

✓ Interviews Führungskräfte 

✓ Softwareanalyse 

✓ Standortanalyse 

 
In den folgenden Kapiteln werden die Analysen sowie die zentralen Erkenntnisse dargelegt. 

 5.1 Prozessaufnahme 

Im Rahmen der GPO ist die Prozessaufnahme ein elementarer Bestandteil auf dem Weg zur modernen, 
prozessorientierten Verwaltung. Die Erhebung verfolgte verschiedene Ziele: 
 

✓ Schnittstellen und bürgeramtsinternenen Kommunikationsaufwand minimieren 

✓ Ergebnisse und deren Zusammensetzung verstehen 

✓ Schwachstellen identifizieren 

✓ Optimierungspotenziale aufdecken und somit Input für das Re-Design von Prozessen geben 

✓ Einheitliche Standards in der Sachbearbeitung (Handbücher zur Einarbeitung neuer Kollegen 
u. a.) 

✓ E-Government-Fähigkeit der Prozesse sicherstellen 

 
Diese Ziele werden durch die Hauptmerkmale einer modernen Verwaltungseinheit erreicht und sind 
im Folgenden dargestellt: 
 



 

 

Abbildung 10: Merkmale einer prozessorientierten Verwaltung. 

 
Das Aufgabenspektrum des Sachgebiets 32.11umfasst neben Führungs- und Unterstützungsprozes-
sen auch zentrale Kernprozesse. Im Zuge der GPO wurden ausgewählte Kernprozesse aufgenommen 
und untersucht. Für eine übersichtliche Darstellung des Prozessgeschehens wurde weiterführend 
eine Prozesslandkarte1 angelegt. 
 

 

Abbildung 11: Prozesslandkarte GPO Bürgerämter. 

 

 
 
1 Definition Prozesslandkarte: „Die Prozesslandkarte ist primär als Hilfsmittel gedacht, um sich einen Überblick über die be-
deutsamen und deshalb auch weiter zu untersuchenden Geschäftsprozesse eines Geschäftsfelds zu verschaffen. Prozess-
landkarten stellen immer die Besonderheiten und Zusammenhänge in einem bestimmten Unternehmen dar und sind deshalb 
unternehmensspezifisch zu gestalten.“ Vgl. Schulte-Zurhausen: Organisation, 1995, S.92. 



 

Die Aufnahme der Prozesse wurde zuvor mit den Führungskräften abgestimmt. In der Abstimmung 
fanden eine Erörterung und Ergänzung der von Rödl & Partner gemachten Vorschläge statt. Im Ergeb-
nis erfolgte die Modellierung und genauere Untersuchung folgender Kernprozesse im BPMN 2.0 Stan-
dard. Ein in BPMN 2.0 modellierter Prozess besteht aus mehreren Schwimmbahnen für die unter-
schiedlichen am Prozess beteiligten Akteure. Die Symbole innerhalb der Prozesse haben genau zuge-
wiesene Bedeutungen. Der Prozessstart kennzeichnet sich typischerweise durch ein rund dargestell-
tes Startereignis. Auf dieses Startereignis folgen viereckige Kästen, welche die einzelnen Aufgaben 
darstellen. Diese können mit Hilfe von weiteren Daten genauer definiert werden. Wenn nötig, hinter-
legte Rödl & Partner weiterführende Informationen zum Vollzug der Aufgaben, offene Handlungsthe-
men, zuständige Rollen sowie bei der Aufgabe im Einsatz befindliche IT-Systeme oder benötigte Do-
kumente zum weiteren Prozessablauf. Entscheidungs-Gateways sind als Rauten hinterlegt. Diese 
können exklusiv sein, was bedeutet, dass im Prozess entweder der eine Weg oder der andere Weg 
gewählt wird. Ebenso gibt es nicht-exklusive Gateways, welche durch ein Plus im Inneren gekenn-
zeichnet sind. Diese visualisieren, dass der Prozess sich an dieser Stelle aufteilt, und erst wenn beide 
Wege parallel vollständig durchlaufen und durch ein erneutes nicht-exklusives Gateway zusammen-
geführt wurden, der Prozess weiterläuft. Das Ende eines Prozesses wird durch ein rund dargestelltes 
Endereignis mit fettgedrucktem Rand abgebildet. 
Folgende Prozesse der Bürgerämter wurden im BPMN 2.0 Standard aufgenommen und modelliert: 
 

✓ Antrag auf einfaches Führungszeugnis 

✓ Ersterteilung Führerschein 

✓ Erteilung internationaler Führerschein 

✓ Umtausch EU-Führerschein 

✓ Wohnsitz abmelden 

✓ Wohnsitz anmelden 

✓ Wohnsitz ummelden 

✓ Abholung Dokumente 

✓ Personalausweis ausstellen 

✓ Reisepass ausstellen 

 
  



 

 5.2 Führungskräfteinterviews 

In Ergänzung zu den Ambitionsgesprächen wurden die Führungskräfte zu der aktuellen Situation im 
Sachgebiets 32.11 befragt, um ein vollumfängliches Bild zu erlangen. Hierfür wurden separate Einzel-
gespräche mit den Führungskräften geführt. Grundlage dieser Gespräche waren hier die Rödl & Part-
ner Qualitätsaspekte, welche aus der Beantwortung von 24 Fragen bestanden. Zu den Themenberei-
chen wurden Aussagen getroffen, die dann von den Führungskräften kommentiert und bewertet wur-
den. Bei der Bewertung wurde zunächst der IST-Zustand und anschließend der Soll-Zustand bewertet, 
wobei auf der Bewertungsskala der Wert 1 der Aussage „gering“ und der Wert 9 der Aussage „hoch“ 
entsprachen. Beispielsweise wurde zum Themenbereich „Personalsituation“ mit der Unterkategorie 
„Personalausstattung“ die Aussage „Die Vertretungsregelungen funktionieren.“ im IST und SOLL-Zu-
stand bewertet. 
 
Die gesammelten Kommentare wurden anschließend analysiert und ausgewertet. Ebenso erfolgte 
eine Bewertung der Qualitätsaspekte durch die Führungskräfte im Sachgebiet 32.11. Die nachste-
hende Abbildung veranschaulicht die Ergebnisse der Führungskräfteinterviews in einem Netzdia-
gramm. Die Mitte des Diagramms ist so zu deuten, dass wenig Zustimmung zur zu bewertenden Aus-
sage vorliegt. Die lila ausgefüllte Fläche stellt die Bewertung des IST-Zustandes und die durchgezo-
gene orangefarbene Linie die Bewertung des SOLL-Zustandes dar. 
 
In der Kategorie der Personalausstattung ist eine Annäherung an den SOLL-Zustand festzustellen. 
Die anderen Qualitätsaspekte weisen Handlungsbedarf auf. 
 

 

 

Abbildung 12: Übersicht der Bewertungen der Teamleitungen. 

 
Betrachtet man die Ergebnisse fällt auf, dass sich bei dem Analysekriterium „Räumlichkeiten“ der 
IST-Zustand stark von dem SOLL-Zustand unterscheidet. Bemängelt wurden dabei die veralteten und 



 

schlecht ausgebauten Büros und Büroausstattungen. Ebenso wurde die Hellhörigkeit einiger Räum-
lichkeiten bemängelt. Aber auch unter dem Analysekriterium „Steuerungssystem“ sind Verbesse-
rungspotenziale zu erkennen. Hierbei werden Problemstellungen innerhalb von Teams nicht oft genug 
aufgegriffen und somit die Lösungsfindung initiiert.  
 
Aus den Führungskräfte-Interviews lässt sich ableiten, dass bei einer so großen Flächenorganisation, 
wie die der Bürgerämter, eine Etablierung der Teamleitungsstellen sinnvoll und praktikabel ist. Jedoch 
wurde auch festgestellt, dass sich zum einen die Aufgabeninhalte erst etablieren müssen und zum 
anderen neue Aufgaben, wie Qualitätssicherung und Kommunikationsschärfung hinzukommen müs-
sen. 
 

 

Abbildung 13: Übersicht der Bewertungen der Führungskräfte im Sachgebiet 32.11. 

 

 5.3 Standortanalyse 

Neben der Prozessaufnahme war die Standortanalyse ein weiterer wesentlicher Bestandteil der GPO 
im Sachgebiet 32.11. Hierbei wurden die neun Standorte der Bürgerämter der Landeshauptstadt einer 
Analyse unterzogen. Ziel der Analyse war es die richtigen Indikatoren für den Standortworkshop zu 
erheben, um die Standorte auf Ihre richtige Lage hin zu überprüfen.  
 

 5.3.1 EINWOHNERZAHLEN 

Im Rahmen der Standortanalyse wurden zu Beginn die Einwohnerzahlen der Landeshauptstadt Han-
nover nach den Radien um die Standorte der Bürgerämter sowie deren Merkmale nach Altersgruppen, 
Familienstand, Nationalität, Geschlecht und Wohnungsstatus erhoben. Hierbei konnten jeweils die 
Radien um die Bürgerämter nach 1 km, 2 km und 3 km gezogen werden. Mithilfe dieser Angaben 
konnte das Einzugsgebiet der Standorte grafisch ermittelt werden. 



 

 

 

Abbildung 14: Verteilung der Bürgerämter samt Einzugsgebiet (Radius <3 km). 

Die Grafik der Verteilung der Bürgerämter nach dem Einzugsgebiet (< 3 km) zeigt eine heterogene 
Verteilung der Standorte im Stadtgebiet Hannover dar. Hieraus wird deutlich, dass die Bürger*innen 
des Stadtteils Misburg kein Bürgeramt in unmittelbarer Nähe haben. Ebenfalls geht aus der Abbildung 
hervor, dass sich im Zentrum die Bürgerämter ballen. 

 5.3.1 BESUCHERSTROMANALYSE 

Neben den Einwohnerzahlen wurde aus dem Verfahren der Onlineterminvergabe Kund*innendaten 
ausgewertet. Hierbei wurden im Zeitraum vom März 2022 bis Juli 2023 61.206 Datensätze angesehen 
und nach deren Wahl des Bürgeramtes ausgewertet. Hierbei sollte der Hypothese nachgegangen wer-
den, dass die Einwohner ausschließlich das nahegelegene Bürgeramt aufsuchen. 
 



 

 

Abbildung 15: Besucherstromanalyse nach Postleitzahlen der Kund*innen 

Aus der Besucherstromanalyse kann entnommen werden, dass insbesondere das Bürgeramt Aegi von 
Kund*innen aus dem gesamten Stadtgebiet in Anspruch genommen wird (19 Prozent aller Kund*in-
nenanliegen). Die Kund*innen aus dem Stadtteil Misburg verteilen sich auf die Bürgerämter Bemerode 
(40 Prozent), Podbi-Park (23 Prozent) und Sahlkamp (13 Prozent). Insgesamt gesehen verteilt sich das 
Kund*innenaufkommen heterogen auf die Bürgerämter, auch an den nicht terminierten Donnersta-
gen. 
 

 5.3.2 ERHEBUNGSBOGEN 

Ein weiterer Bestandteil der Standortanalyse war es, einen Erhebungsbogen zur Verfügung zu stellen, 
an dessen Inhalt die Standorte bewertet werden sollen. Insgesamt bestand der Erhebungsbogen aus 
acht Kriterien und 80 verschiedenen Indikatoren. Diese Indikatoren dienen als Grundlage des Stand-
ort-Workshops und wurden vom Sachgebiet 32.11 in Zusammenarbeit mit den Fachbereich 19 befüllt. 
 

Kriterium Sek. Kriterium Bewertungsgröße 

Verkehrsanbin-
dung 

Nähe zur ÖPNV-Anbindung (vorzugsweise Stadt-
bahn) 

Entfernung zum nächsten 
ÖPNV-Bezugspunkt in 
Gehminuten (5 Minuten) 

Parkplätze innerhalb von 100m 
Entfernung innerhalb von 
100m 

Anzahl verfügbarer Parkplätze   

abschließbare Fahrradparkplätze in direkter 
Nähe zum Eingang des BA (Berücksichtigung Las-
tenfahrräder) 

  

Radius 1 km Anteil der Stadtbevölkerung 



 

Kriterium Sek. Kriterium Bewertungsgröße 

(Bevölkerungs-
)Abdeckung im 
Einzugsbereich 

Anzahl der Stadtbewohner 
im Einzugsbereich absolut 

Radius 2 km 

Anteil der Stadtbevölkerung 

Anzahl der Stadtbewohner 
im Einzugsbereich absolut 

Radius 3 km 

Anteil der Stadtbevölkerung 

Anzahl der Stadtbewohner 
im Einzugsbereich absolut 

Gebäude 

Baujahr des Gebäudes   

Eigentum der LHH   

ggf. Mietkosten   

Unterhaltungskosten   

t/o Energiekosten   

t/o Reinigungskosten   

Datum der letzten Sanierung   

Investitionsvolum der letzten Sanierung?   

Sanierung innerhalb der nächsten 5 Jahre not-
wendig? 

  

Sanierung innerhalb der nächsten 10 Jahre not-
wendig? 

  

Geschätzte Sanierungskosten (5 Jahre)   

Geschätzte Sanierungskosten (10 Jahre)   

Gebäude mit Mehrfachnutzung (städt. Einrich-
tung) 

  

Gebäude mit Mehrfachnutzung (hybride Nut-
zung) 

  

BA mit zentralem Empfangsbereich?   

Zentraler Empfangsbereich im Erdgeschoss?   

Zentraler Zugang zum BA?   

Anzahl der genutzten Etagen   

Etagen im Gebäude   

Theoretisch nutzbare Etagen?   

Counter im Erdgeschoss?   

Counter auf Ebene des Empfangs?   

Barrierefreie Nutzung möglich (Blindenleitsys-
tem; MA-Ebene und Kundenebene, Unterstüt-
zung für Hörgeschädigte, Aufzüge, Gebäudeleit-
system) 

  

Fahrstuhl vorhanden   

Energieeffizienzklasse   

Vorhandene Solarthermie?   

Doppelte Fensterverglasung?   



 

Kriterium Sek. Kriterium Bewertungsgröße 

Moderner Lärmschutz   

Anlieferungsmöglichkeiten (z.B. Europapaletten)   

Klimaanlage vorhanden?   

Denkmalschutz?   

sonstige Gebäudebesonderheiten (bekannte 
Probleme (z.B. Alarmanlagen, Überdachung war-
tende Kund*innen)) 

  

Gebäudekapazi-
tät 

Anzahl der Räume im BA   

Anzahl der Räume mit Kund*innenverkehr   

Servicebereich zentralisiert?   

Räumlichkeiten erweiterbar?   

Anzahl der Counter   

Anzahl der Counter erweiterbar?   

Theoretische Kapazität Counter   

Kapazität des Wartebereichs   

Wartebereich erweiterbar?   

Theoretische Kapazität Wartebereich   

Anzahl der Arbeitsplätze am Empfang   

Anzahl der Arbeitsplätze am Empfang erweiter-
bar 

  

Theoretische Kapazität Arbeitsplätze am Emp-
fang 

  

Pausenraum vorhanden?   

Kapazität des Pausenraums   

Lagerräume   

Diskretionsraum   

Ergonomie am Arbeitsplatz   

Besprechungsräume   

Belüftungsanlagen   

WLAN-Anbindung   

Kopierraum   

Spindraum vorhanden?   

Ermittler*innen Räume vorhanden?   

Versteckte Wertschutzräume / Tresore vorhan-
den? 

  

Tageslicht / Beleuchtung   

Platz für Fotostation, Stelle, Aushänge etc.   

Ausreichend große WC-Anlagen verfügbar?   

separates WC für Kund*innen   

Kinderspielecke vorhanden?   

Herrscht im Gebäude Zugluft?   



 

Kriterium Sek. Kriterium Bewertungsgröße 

Reinigung des Gebäudes ohne Schließung mög-
lich? 

  

Pausenraum erweiterbar?   

Überdachung für im Freien wartende Kund*in-
nen, wenn die Kapazität der Warteräume nicht 
ausreicht – z. B. an den terminfreien Donnersta-
gen 

  

Anlieferungsmöglichkeiten von z. B. „Hannover 
erleben“ auf Europaletten sicherstellen 

  

Aufenthaltsraum   

Sinnvolles und nachvollziehbares Gebäudeleit-
system,  

  

Denkmalschutz mit Einschränkungen für die Ar-
beitsplätze 

  

Kund*innenstrom 

Anzahl der Kund*innen 2018   

Anzahl der Kund*innen 2019   

Anzahl der Kund*innen 2020   

Anzahl der Kund*innen 2021   

Anzahl der Kund*innen 2022   

Anzahl der Kund*innen 2023   

Mitarbeiter*in-
nen 

Anzahl der Mitarbeiter*innen2018   

Anzahl der Mitarbeiter*innen 2019   

Anzahl der Mitarbeiter*innen 2020   

Anzahl der Mitarbeiter*innen 2021   

Anzahl der Mitarbeiter*innen 2022   

Anzahl der Mitarbeiter*innen 2023   

Sichtbarkeit 

BA von außen einwandfrei erkennbar?   

Ansprechende Außenwirkung   

Repräsentativität des Gebäudes   

Kund*innen- und 
Mitarbeiter*in-

nenzufriedenheit 
Immissionsgrad 

Direkte Straßenlage? 

An mehrspuriger Straße? 

 

  



 

 6. AUSRICHTUNG VORNEHMEN  

 
Aufbauend auf die Analyseergebnisse wurden Workshops durchgeführt, um eine SOLL-Konzeption 
zu erstellen. Die Phase gliederte sich dabei in folgende Phasen: 
 

✓ Prozessoptimierung 

✓ Personalbedarfsbemessung 

✓ Standortworkshop 

✓ Kund*innenbefragung 

 6.1 Prozessoptimierung 

Im Rahmen der Prozessanalyse wurde festgestellt, dass die Kernprozesse sich in der Darstellung und 
Durchführung nicht verändern müssen, da diese gesetzeskonform angewandt werden. Jedoch liegen 
die Optimierungen in der Bearbeitung mit den notwendigen Arbeitsmitteln, welche die Mitarbeiter*in-
nen im Prozessablauf verwenden. Hierbei wurden teilweise Prozessschritte ausgelassen (z.B. Doku-
mentenprüfung, Nachfrage bzgl. des Fahrzeugscheins bzgl. Ummeldung etc.) oder funktionierte das 
Fachverfahren teilweise nicht korrekt oder nur sehr langsam. Da einige Mitarbeiter*innen aufgrund 
von kapazitären Gründen an gewissen Tagen an einem anderen Bürgeramt arbeiten, kommt es hierzu 
ebenso zu einem erhöhten Koordinierungs- und Einarbeitungsaufwand, da keine einheitliche Arbeits-
weise bürgeramtsübergreifend gelebt wird. 
Um einen weiteren Einblick in die Arbeitsweise innerhalb der Bürgerämter zu erhalten, wurde eben-
falls eine Softwareanalyse durchgeführt, in der die Fachverfahren genauer betrachtet wurden. In Zuge 
dessen hat Rödl & Partner eine detaillierte Einweisung in das Fachverfahren „VOIS“ erhalten. Hierbei 
wurde die Modulübersicht vorgestellt, worin sich das Modul des Bürgerservices befindet. Hier sind 
alle Dienstleistungen des Tagesgeschäfts – außer das Führerscheinsystem „FSW“ – zu finden 
(BZR/GZR, KFZ-Zulassung, Meldewesen, Parkausweismodul, Reisepass/Personalausweis/eID-Karte, 
Verkehr). 
 
Die Prozessaufnahme erfolgte ausschließlich im Bürgeramt Bemerode. Nach den Prozessaufnahmen 
wurden diese Prozesse mit dem Vorgehen in allen Bürgerämtern abgeglichen. Hierbei wurden die Vor-
gänge der einzelnen Bürgerämter der Landeshauptstadt Hannover betrachtet, analysiert und mit den 
aufgenommenen Prozessen abgeglichen. Im Folgenden werden die Beobachtungen dargestellt und 
die Auffälligkeiten tabellarisch aufgezeigt: 
 

Optimierungspotential 

Übergeordnet -  

Prozessual 

• Keine durchgängige Nachfrage nach Übermittlungssperre 

 

• Aufrufanlage (Wenn kein Papier mehr da ist, werden Nummern 

gebucht, aber kein Papier mehr gedruckt) 

• Keine durchgängige Prüfung ausländischer Ausweisdokumente 

• Keine flächendeckenden Namensschilder 



 

• Keine durchgängige Ausgabe von Begrüßungstaschen  

• Erhöhte Ladezeit der Gebührenkasse 

• Keine Nachfrage bzgl. des Fahrzeugscheins bei Ummeldung 

• Kopplung Terminal-Stift und Maus: Bei Nutzung des Terminal-

Stifts ist die Maus nicht nutzbar 

• Mangelnde Aufbereitung aus Teamdelegiertensitzung 

• Schulung „Dokis“ wird nicht angeboten 

• Weitergabe von negativen und positiven Beschwerden erfolgte 

nicht in jedem Fall 

• Budgetierung Zeitfenster bei mehreren Personen überprüfen 

• Fehlende Zuständigkeitsübersicht mit Informationen, welche 

nach außen gegeben werden können 

Übergeordnet -  

Liegenschaften 

• Hellhörige Gestaltung der Räumlichkeiten 

• Ungünstige Platzierung der Speedcapture 

• Hinweis auf Mindestgröße in der Speedcapture (Hinweis einbin-

den oder besser platzieren) 

Bürgeramtsspezifisch 

Schützenplatz 

• Frage nach Abholung der Dokumente aus der 

Dokumentenbox am Schützenplatz (im Inter-

net gelesen und konnte nicht umgesetzt wer-

den) 

• Unübersichtlichkeit 

• Nähe des Infoschalter zur Ausländerbehörde 

führt zu Verwechselungen 

• Wartebereich nicht als solcher erkennbar 

Herrenhausen • BA von außen schwer erkennbar 

Podbi Park 

• Mangelnde Übersicht für Kund*innen 

• Zu große Schreibtische (Kunde*in musste zum 

Bezahlen aufstehen)  

Sahlkamp 

 

• Fluchtweggefahr durch zu viele Kund*innen 

• Nutzung der Räumlichkeiten Stadtteiltreff als 

Wartemöglichkeit/ unzureichende Anbindung 

an Ziffersystem (auch im Vorraum) 

• Kaum organisatorische Auskünfte zum Vorge-

hen anderer innerstädtischen Abteilungen 



 

bzgl. Öffnungszeiten, Online-Terminvereinba-

rungen etc. 

• Keine höhenverstellbaren Tische  

• Evaluation der räumlichen Aufteilung  

Ricklingen 
• Vernichtung der Dokumente fand nicht am 

Ende des Prozesses statt 

Linden • Vorhandener Tresen nicht nutzbar 

Döhren 
• Bessere Einweisung/Koordination durch Si-

cherheitsdienst zu Coronazeiten 

 

 6.2 Personalbedarfsbemessung 

Der Personalbedarfsbemessung basiert auf einer Datenerhebung zu der IST-Stellenausstattung im 
Sachgebiet 32.11. Dazu wurde für das Aufgabenspektrum die Stellenausstattung in VZÄ erhoben. Zu-
dem wurden weiterführende Unterlagen zum Aufgabenspektrum ausgewertet. Diese Daten konnten 
dann durch einen interkommunalen Vergleich von Rödl & Partner Erfahrungswerte und dem zur Ver-
fügung Bearbeitungszeiten der kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagements 
(KGSt) interpretiert werden. Im Anschluss erfolgte eine Ableitung einer SOLL-Stellenausstattung, die 
mit der IST-Personalsituation und dem Stellenplan abgeglichen wurde. 

 6.2.1 BERECHNUNGSFORMEL 

Die Berechnungsformel für die Personalbemessung setzt sich zusammen aus der Bearbeitungszeit, 
welche mit dem Verteilzeitanteil und der Fallmenge multipliziert wird. Diese wird anschließend durch 
die Jahresnettoarbeitszeit geteilt.  
 
Berechnungsformel: 
 

Bearbeitungszeit x Verteilzeitanteil x Fallmenge 

Jahresnettoarbeitszeit 
 
Die Bearbeitungszeit wird durch die Zeiten der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungs-
management (KGSt) oder durch Daten aus dem Online-Reporting-Tool erfasst. Der Verteilzeitanteil 
beträgt 15 Prozent und bezieht sich auf die Verteilung der Arbeitszeit auf verschiedene Aufgaben. Die 
Jahresnettoarbeitszeit der KGSt beträgt 1.600 Stunden im Jahr. Diese Formel wird auch genutzt, um 
anhand der erhobenen Daten und Hochrechnungen auf das Jahr die notwendigen Personalressourcen 
zu ermitteln. 
 

Für folgende 54 Prozesse wurden die Fallmengen und Bearbeitungszeiten ermittelt: 

 
✓ Abmeldung einer Nebenwohnung oder Wegzug ins Ausland 

✓ Adressänderung im Kfz-Papier 

✓ Änderung im Führerschein 

✓ Bearbeitung nicht möglich 

✓ Beglaubigung von Kopien 



 

✓ Beglaubigung von Unterschriften 

✓ Begleitetes Fahren ab 17 

✓ Befreiung von der Ausweispflicht 

✓ Behinderten-WC-Schlüssel 

✓ Beratung 

✓ Bewohnerparkausweis 

✓ Bürgeramt 

✓ Dokumentenabholung (Abholung nur im Bürgeramt der Beantragung möglich) 

✓ eID-Karte für EU-/EWR-Bürger*innen 

✓ Ersatzführerschein 

✓ Feriencard 

✓ Ersterteilung Fahrerlaubnis 

✓ Erweiterung Führerschein 

✓ Fischereischein 

✓ Führerscheinabholung (Abholung nur im Bürgeramt der Beantragung möglich) 

✓ Führungszeugnis 

✓ Gewerbezentralregisterauskunft 

✓ Haltverbot für einen Umzug beantragen 

✓ Online-Funktion Personalausweis aktivieren 

✓ Hannover Aktiv-Pass 

✓ Haushaltsbescheinigung 

✓ Internationaler Führerschein 

✓ Kinderreisepass 

✓ Kurzanliegen (Abholung Dokumente, Führungszeugnis) 

✓ Lebensbescheinigung 

✓ Meldebescheinigung 

✓ Wiederauffinden 

✓ Melderegisterauskunft 

✓ Online-Funktion Personalausweis aktivieren und oder Pin-Setzen 

✓ Personalausweis 

✓ Reisepass 

✓ Schwerbehindertenparkausweis 

✓ SteuerID - Auskunft 

✓ Terminvereinbarung 

✓ Abmeldung einer Nebenwohnung und Wegzug ins Ausland 

✓ Umtausch EU-Führerschein (Papier in Karte) 

✓ Umzug innerhalb Hannovers 

✓ Unterlagen nachreichen 



 

✓ Untersuchungsberechtigungsschein 

✓ Verlust 

✓ Vorläufige Fahrerlaubnis 

✓ Vorläufiger Personalausweis 

✓ Vorläufiger Reisepass 

✓ Warteticket Bürgeramt 

✓ Widerspruch gegen Datenübermittlungen 

✓ Zuzug nach Hannover (aus dem Ausland) 

✓ Zuzug nach Hannover (aus dem Inland) 

✓ Elektroschrott-Plakette 

✓ Adressänderung im Ausweis 

 6.2.2 JAHRESNETTOARBEITSZEIT  

Die Jahresnettoarbeitszeit setzt sich aus verschiedenen Faktoren zusammen: Beginnend mit den Jah-
restagen, von denen Samstage und Sonntage abgezogen werden, verbleiben zunächst 261 Tage. 
Hierzu werden die gesetzlichen Feiertage, die immer auf einen Wochentag fallen, hinzugerechnet, wie 
Karfreitag, Ostermontag, Christi Himmelfahrt, Pfingstmontag, Fronleichnam sowie andere regionale 
Feiertage, was eine Summe von fünf Tagen ergibt. Zusätzlich gibt es Feiertage, die potenziell auf Ar-
beitstage fallen können, wie Neujahrstag, Heilige Drei Könige und weitere, die insgesamt sechs Tage 
umfassen und mit einem Faktor von 1,75 multipliziert werden, was 4,29 Tagen entspricht. Des Weite-
ren werden sonstige gesetzlich arbeitsfreie Tage berücksichtigt, die auf einen Wochentag fallen kön-
nen, wie Heiliger Abend und Silvester, zusätzlich zu anderen Tagen wie Rosenmontag, die zusammen 
eine Summe von 1,43 Tagen ergeben, wenn sie mit demselben Faktor multipliziert werden. Nach Ab-
zug dieser Tage von den gesetzlich festgelegten Feiertagen verbleiben 250,29 Tage. Von dieser Zahl 
werden die durchschnittlichen Krankheits- und Urlaubstage abgezogen.  
 
Durch die Zulieferung der Personalabteilung konnte festgestellt werden, dass in der LHH überdurch-
schnittliche Abwesenheitszeiten vorliegen. Dies spiegelt sich auch im Fachbereich 32 wider. Um die-
sen Effekt bei der PBB berücksichtigen zu können wurden zwei Varianten gebildet. 
 
Variante 1 (Rödl & Partner): In Variante 1 werden Krankheitstage in Höhe von 14,72 Tagen (KGSt-Wert) 
sowie Tage für Urlaub oder sonstige Dienstbefreiungen in Höhe von 31,75 Tagen (KGSt-Wert) abgezo-
gen, was zu einer Nettoarbeitstagezahl von 203,82 Tagen führt. Auf Jahresbasis umgerechnet ergibt 
dies gewichtet von Angestellten und Beamten 95.662,59 Minuten oder 1.599 Stunden pro Jahr. 
Variante 2 (LHH): In Variante 2 werden Krankheitstage in Höhe von 29,89 Tagen (LHH-Wert) sowie 
Tage für Urlaub oder sonstige Dienstbefreiungen in Höhe von 31,75 Tagen (KGSt-Wert) abgezogen, 
was zu einer Nettoarbeitstagezahl von 188,65 Tagen führt. Auf Jahresbasis umgerechnet ergibt dies 
gewichtet von Angestellten und Beamten 88.376,74 Minuten oder 1.473 Stunden pro Jahr.  

 6.2.3 ERGEBNISSE DER PERSONALBEDARFSBEMESSUNG: GESAMT 

Auf Basis der vorhergehenden Jahresnettoarbeitszeit wurden zwei Varianten gebildet. Grundlage der 
Berechnung ist eine Jahresarbeitszeit in Höhe von 1.600 Stunden gem. der Richtlinien der KGSt bzw. 
1.473 Stunden gem. Berechnung Sachgebiet 32.11. Auf Basis dieser Arbeitszeitgrundlagen wurde der 
Bedarf an Vollzeitäquivalenten (VZÄ) für die Abdeckung des Prozessbedarfs inklusive Verteilzeit so-
wie für Hintergrundtätigkeiten und Teamleitung ermittelt.  
 

Grundlage Anzahl VZÄ Variante R&P Anzahl VZÄ Variante LHH 



 

Prozessbedarf (inklusive Ver-
teilzeit): 

69,35 75,29 

Hintergrundtätigkeiten: 9,00 9,00 

Teamleitung: 6,00 6,00 

Gesamt: 84,35 90,29 

 
Nach Variante von Rödl & Partner wird der Gesamtbedarf an VZÄ auf 84,35 geschätzt, wohingegen 
die Berechnungen der LHH einen etwas höheren Bedarf von 90,29 VZÄ nahelegen. Daraus resultiert 
eine Differenz von 5,94 VZÄ, was eine Anpassung des Personalbedarfs notwendig macht. Die ermit-
telten VZÄ sind setzten sich aus den Ergebnissen der Personalbemessung für die Varianten R&P und 
LHH zusammen. 
 
Folgende detaillierte Darstellung der ermittelten VZÄ: 
 
Gesamte Variante Rödl & Partner: 
 

Bürgeramt Personalbedarf 
Hintergrundtä-

tigkeiten 
Teamleitung Gesamt 

Aegi 13,98 1,77 

6,00 

15,75 

Bemerode 7,62 0,95 8,57 

Döhren 6,26 0,82 7,08 

Herrenhausen 7,09 0,92 8,01 

Linden 7,28 0,94 8,22 

Podbi-Park 10,66 1,34 12,00 

Ricklingen 5,16 0,66 5,82 

Sahlkamp 6,19 0,82 7,01 

Schützenplatz 5,11 0,79 5,90 

SUMME 69,35 9,00 6,00 84,35 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gesamte Variante LHH: 
 



 

Bürgeramt Personalbedarf 
Hintergrundtä-

tigkeiten 
Teamleitung Gesamt 

Aegi 15,17 1,77 

6,00 

16,94 

Bemerode 8,27 0,95 9,22 

Döhren 6,80 0,82 7,62 

Herrenhausen 7,70 0,92 8,62 

Linden 7,91 0,94 8,85 

Podbi-Park 11,57 1,34 12,91 

Ricklingen 5,60 0,66 6,26 

Sahlkamp 6,72 0,82 7,54 

Schützenplatz 5,55 0,79 6,34 

SUMME 75,29 9,00 6,00 90,29 

 
Die anhand der beiden Varianten ermittelten Personalbedarfe wurden dem aktuellen IST-Personal 
gegenübergestellt. 
 

Landeshauptstadt 
Hannover 
Sachgebiet 32.11  

IST-VZÄ* 
SOLL-VZÄ 

Variante Rödl & 
Partner 

SOLL-VZÄ 
Variante LHH 

Delta 
SOLL Rödl & Part-

ner - IST 

Fallbearbeitung 

85,00 

69,00 75,50 

- 6,00 
Hintergrundtätig-
keiten 

10,00 10,00 

Teamleitung 6,00 6,00 6,00 0,00 

Summe 91,00 85,00 91,50 - 6,00 

 
Während bei der Variante LHH eine Steigerung von 0,50 VZÄ festgestellt wurde, muss sich der Per-
sonalkörper bei der Variante Rödl & Partner um 6,00 VZÄ verringern.  Inkl. der Krankheitstage spiegelt 
der Personalbedarf der Variante LHH ein korrektes Bild des Bedarfs wider.  
Da jedoch rund 1/3 der Belegschaft aufgrund Krankheit und Urlaub abwesend sind (Datenerhebung 
der Arbeitszeit von März – September 2023), ist hierbei wichtig zu erwähnen, dass die Variante Rödl 
& Partner empfohlen wird, da das Ziel gesetzt werden sollte, von den hohen Krankheitstagen herun-
terzukommen und sich dem Durchschnittswert zu nähern, um somit dem Leitbild einer effizienteren 
Verwaltung nachzukommen. 
  



 

 6.3 Standort-Workshop 

Im Rahmen eines Standort-Workshops wurden auf Basis des Erhebungsbogens der Standortanalyse 
die 80 Indikatoren mittels eine Nutzwertanalyse bewertet. Die Nutzwertanalyse ist eine Methode, wel-
che bei Entscheidungsprozessen herangezogen wird und auch nicht messbare Kriterien berücksich-
tigt. 
 
Die Bewertung erfolgte über eine fünfstufige Likert-Skala  

• 1 Punkt = sehr niedrig / sehr kurz  
• 2 Punkte = niedrig / kurz  
• 3 Punkte = mittel  
• 4 Punkte = hoch / lange  
• 5 Punkte = sehr hoch /sehr lange 

 
Zu Beginn wurde für die acht Kriterien eine Zielgewichtung festgelegt: 
 

Kriterien Gewichtung 

Verkehrsanbindung 4 

(Bevölkerungs-)Abdeckung im Einzugsbereich 3 

Gebäude 4 

Gebäudekapazität 5 

Kund*innenstrom 2 

Sichtbarkeit 3 

Kund*innenzufriedenheit* 4 

Aufwand-Nutzen-Verhältnis** 4 

 
In einem nächsten Schritt wurden alle neun Standorte nach den einzelnen Kriterien anhand der fünf-
stufigen Likert-Skala bewertet. 
 



 

 
 
Im Rahmen des Workshops mit den Beteiligten konnten zwei Kriterien (Kund*innenzufriedenheit und 
Aufwand-Nutzen-Verhältnis), mangels Daten (Zulieferungsverzögerung Fachbereich 19 und alte 
Kund*innenzufriedenheitswerte), nicht bewertet werden. Aus diesem Grund wurde eine Kund*innen-
befragung gestartet, welche im nächsten Punkt ausführlich beschrieben wird.  
 
Aus den Gewichtungsfaktoren der oben beschriebenen Kriterien kann in der Nutzwertanalyse eine 
Minimumpunktzahl mit den Nutzwert 21 und eine Maximalpunktzahl mit den Nutzwert 105 erreicht 
werden. Anhand dieser Spannweite konnte eine Skala ermittelt werden, welche festgelegt hat, ab 
wann ein Standort ungeeignet, geeignet oder sehr gut geeignet ist. Diese Skalen sehen wie folgt aus: 

• Ungeeignet  < 54 
• Geeignet  55 – 80 
• Sehr gut geeignet > 80 

Anhand der Nutzwerte aus der Analyse hat sich herausgestellt, dass folgende drei Standorte mit den 
aktuellen Gebäuden und Standorten für die Umsetzbarkeit der Aufgaben des Bürgeramts nicht geeig-
net sind: 

• Döhren 
• Ricklingen 
• Sahlkamp 

 
 
  

Kriterium B1 B1g B2 B2g B3 B3g B4 B4g B5 B5g B6 B6g B7 B7g B8 B8g

Gewichtung Kriterium 4 3 4 5 2 3 4 4

Standorte

Schützenplatz 3 12 5 15 5 20 5 25 3 6 3 9 0 0 87

Aegi 5 20 5 15 5 20 4 20 5 10 5 15 0 0 100

Bemerode 4 16 2 6 1 4 3 15 4 8 3 9 0 0 58

Döhren 4 16 2 6 1 4 1 5 3 6 3 9 0 0 46

Herrenhausen 4 16 3 9 4 16 3 15 3 6 2 6 0 0 68

Linden 4 16 4 12 4 16 3 15 4 8 3 9 0 0 76

Podbi-Park 4 16 5 15 3 12 3 15 5 10 1 3 0 0 71

Ricklingen 4 16 3 9 2 8 1 5 3 6 3 9 0 0 53

Sahlkamp 3 12 3 9 2 8 2 10 3 6 2 6 0 0 51

Bewertungskriterien
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Die Umsetzung der Nutzwertanalyse auf das Stadtbild ergibt folgende Verteilung der Bürgerämter: 
 

 

Abbildung 16: Variante 1 der Verteilung der Bürgerämter nach der Standortanalyse. 

 
Bei dieser Variante bleibt die Ballung im Zentrum bestehen und hat zudem Erweiterungsmöglichkei-
ten. Ebenfalls haben die Kund*innen trotz Schließung eine gute Nähe zum nächstgelegenen Bürger-
amt. Das Bürgeramt Bemerode sollte wegen dem geplanten Bevölkerungszuwachs überprüft und ggf. 
ausgebaut werden. 
 
Im Nachgang zum Standort-Workshop wurde vom Fachbereich 19 Daten zu den Miet- und Nebenkos-
ten zugesendet. Ebenfalls wurden Daten zu geschätzten Sanierungskosten benannt, soweit diese vor-
lagen. Die Ergebnisse der Zulieferung vom Fachbereich 19 können der nachfolgenden Tabelle ent-
nommen werden. 
  



 

 
 BA Her-

renhau-
sen 

BA Aegi 
BA 

Bemerode 
BA Döh-

ren 
BA Linden 

BA 
Podbi 
Park 

BA 
Ricklingen 

BA 
Sahlkamp 

BA 
Schüt-

zenplatz 

Mietkos-
ten 

59.596 € 182.542 € 23.158 € 20.471 € 34.317 € 94.056 € 14.588 € 15.804 € 100.896€ 

Neben-
kosten 

4.118 € 653 € 11.608 € 17.460 € 17.511 € 16.814 € 960 € 2.254 € 3.978 € 

Energie-
kosten 

4.482 € 13.088 € 3.484 € 6.545 € 5.532 € 18.640 € 2.972 € 4.098 € 2.760 € 

Reini-
gungskos-
ten 

8.562 € 52.016 € 4.894 € 5.461 € 17.699 € 30.001 € 12.015 € 7.052 € - € 

Gesamt-
kosten: 

76.757 € 248.299 € 43.144 € 49.938 € 75.059 € 159.511 € 30.536 € 29.207 € 107.634€ 

Fläche in 
m² 

287,85 m² 1.325,98m² 435,53 m² 385,00 m² 461,00 m² 653,64 m² 228,65 m² 198,44 m² 460,00m² 

Kosten je 
m² 

266,66 € 187,26 € 99,06 € 129,71 € 162,82 € 244,04 € 133,55 € 147,19 € 233,99 € 

geschätzte 
Sanie-
rungskos-
ten 

keine An-
gaben 

vom VM 

keine An-
gaben des 
Vermieters 

gem. 
Machbar-
keitsstu-

die 
13 Mio. € 

z.Zt. 
Machbar-
keitsstu-

die 

nicht be-
kannt 

nicht be-
kannt 

Gem. 
Machbar-
keitsstu-

die 
18 Mio. € 

nicht be-
kannt 

nicht be-
kannt 

 
Da die Datengrundlage nach Aussage des Fachbereichs 19 nicht zu 100 Prozent vollständig und aus-
sagekräftig ist, erfolgte keine Bewertung mittels der Nutzwertanalyse. 
 
Auf Basis der Betrachtung des Standortes Podbi-Park, welcher im Rahmen der Prozessaufnahme und 
Prozessanalyse aufgefallen ist, ist eine zweite Variante der Aufteilung der Bürgerämter entstanden. 
 

 



 

Abbildung 17: Variante 2 der Verteilung der Bürgerämter nach der Standortanalyse. 

Bei dieser Variante bleibt die Ballung im Zentrum ebenfalls bestehen und hat zudem Erweiterungs-
möglichkeiten. Die Schließung des Standortes Podbi-Park und die Platzierung eine Bürgeramts in 
Sahlkamp sorgt für heterogene Verteilung am Stadtrand. Zudem kann ein kostengünstigerer Ersatz 
ggü. Podbi-Park gefunden werden. Ebenfalls haben die Kund*innen trotz Schließung eine gute Nähe 
zum nächstgelegenen Bürgeramt. Das Bürgeramt Bemerode sollte weiterhin wegen dem geplanten 
Bevölkerungszuwachs überprüft und ggf. ausgebaut werden. 
 
Insgesamt gesehen ergeben sich aus der Nutzwertanalyse folgende zwei Umsetzungsempfehlungen: 

1. Die kurzfristige Schließung der Standorte Ricklingen und Döhren sowie 
2. die mittel- bis langfristige Schließung der Standorte Podbi-Park und Sahlekamp mit der Suche 

nach einem neuen Standort im Raum Sahlkamp/Misburg. 

 6.4 Kund*innenbefragung 

Im Rahmen des Projekts der Optimierungen der Bürgerämter der Landeshauptstadt Hannover, wurde 
Rödl & Partner mit einer Kund*innenbefragung beauftragt. Mit dieser Befragung wurde Kunden*innen 
die Möglichkeit gegeben, ihre Erfahrungen aus dem Alltagsgeschäft sowie deren Wahrnehmung der 
derzeitigen Situation direkt mit einzubringen. 
 
Die Kund*innenbefragung lief von Mitte September bis Ende Oktober und es beteiligten sich über 330 
Kund*innen an der Befragung. Den Kund*innen wurden 20 Fragen zu diversen Themen gestellt. Dies 
waren Fragen zur: 

• (Online-) Terminvergabe 
• Standort des Bürgeramts 
• Wohnsitz der Kund*innen 
• Anreise 
• Anfahrtszeit 
• Priorisierung (Nähe des Bürgeramtes oder zeitnahe Terminvergabe) 
• Zufriedenheit zu diversen Themen (Terminvergabe, Ausschilderung, Ausstattung Wartebe-

reich, Wartezeit, Qualität der Bearbeitung, Bearbeitungszeit, Einrichtung und Ausstattung ge-
samt) 

 
Hinsichtlich der Zufriedenheit bzgl. der Qualität der Bearbeitung der Anliegen zeigt sich, dass die 
große Mehrheit (> 66 Prozent) der Kund*innen sehr zufrieden mit der Bearbeitung ihres Anliegens ist. 
 



 

 

Abbildung 18: Zufriedenheit der Kund*innen hinsichtlich Bearbeitungsqualität. 

 
Einen wichtigen Teil der Kund*innenbefragung stellten die Fragen hinsichtlich Anfahrtszeiten. Hierbei 
stellte sich heraus, dass die durchschnittliche Anfahrtszeit der Kund*innen bei etwa 14 Minuten lag, 
sie jedoch bereit wären etwa 26 Minuten (im Durchschnitt) anzureisen. 
 

 

Abbildung 19: Anfahrtszeiten der Kund*innen. 

 
Weiterhin wurden die Kund*innen der Bürgerämter gebeten anzugeben, ob die Nähe zu den Bürger-
ämtern oder die zeitnahe Verfügbarkeit eines Termins wichtiger sei. Hierbei konnten die Kund*innen 



 

auf einer Skala von 1 (Nähe zum Bürgeramt) bis 5 (Zeitnaher Termin) ihre Priorisierung vornehmen. 
Hier zeigte sich, dass den Kund*innen der Bürgerämter ein zeitnaher Termin wichtiger ist als die Nähe 
zum Bürgeramt. Etwa 50 Prozent der Beteiligten bepunkteten die Frage mit einer 4 oder 5. 
 

 

Abbildung 20: Priorisierung der Verfügbarkeit eines Termins oder der Nähe zum Bürgeramt. 

 
Eine ausführliche Auswertung zu der Kund*innenbefragung wird als Anlage dem Bericht beigefügt. 

 6.5 Maßnahmen 

Im Zuge des weiteren Verlaufes der GPO konnten in der Phase „IST-Aufnahme und -Analyse“ insge-
samt 29 Maßnahmen erarbeitet werden. Die erarbeiteten Maßnahmen verteilen sich wie folgt auf die 
Rödl & Partner Analysekriterien: 
 

Analysedimension  Anzahl der Maßnahmen 

Standards 9 

IT-Infrastruktur 5 

Steuerungssystem 6 

Räumlichkeiten 7 

Personalausstattung / -qualifikation 2 

 
Es ist festzustellen, dass im Bereich der Standards und im Bereich der IT-Infrastruktur die größte 
Anzahl an Maßnahmen zu verorten ist. Hierbei ist jedoch wichtig zu erwähnen, dass im Sinne der 
Gewichtung der Maßnahmen eine eindeutige Priorisierung in der Umsetzung der Standortbestimmung 
vorgesehen wird. 
 



 

Die Erarbeitung der einzelnen Maßnahmen erfolgte dreigliedrig. Auf Basis der erkannten Handlungs-
themen wurde zu Beginn der Sachverhalt bzw. das bestehende Problem aufgezeigt. Anschließend er-
folgte eine Analyse, die die Bedeutung für den Sachgebiet 32.11 erläutert, bevor hinsichtlich des Ziel-
zustands eine Empfehlung gegeben wurde. Die einzelnen Maßnahmen sind nachfolgend zu entneh-
men.  
 
Im Folgenden werden nun die zuvor erwähnten Maßnahmen im Rahmen in der entsprechenden Ana-

lysedimension definiert. Im Zuge dessen wird der Sachverhalt erläutert, die Wirkung bzw. der Nutzen 

erklärt, das Maßnahmenziel dargelegt und eine empfehlende Bewertung bzgl. der Umsetzung abge-

geben. 

 6.5.1 STANDARDS 

Innerhalb der Analysedimension Standards wurden 9 Maßnahmen identifiziert: 
 

Bezeichnung  Wissensdatenbank Nr. 1 

Analyse 

Im Rahmen der Prozessaufnahmen ist aufgefallen, dass die Mitarbei-
ter*innen viel Zeit für die Recherche von Informationen aufwenden (Su-
chen im Laufwerk, TDS-Sitzungsprotokolle). Eine Wissensdatenbank 
zum inter- und intraorganisationalen Austausch mit der Möglichkeit 
zur Hinterlegung verschiedener Themen und Best Practices würde die 
Kommunikation und Arbeitsweise/Klärung von Sachverhalten erheb-
lich vereinfachen.  

Handlungsempfehlung 

Aufbau einer übersichtlichen und allgemeinen Wissensdatenbank zur 
einfachen Informationsbeschaffung. 
Die Aktualisierung und Optimierung der Bürgerämter sind bereits in 
Arbeit 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 

Aus Sicht Rödl & Partner sollte diese Maßnahme kurzfristig umgesetzt 
werden. 

 

Bezeichnung  Bereitstellung eines Handbuchs zur Urkundenprüfung Nr. 2 

Analyse 

Derzeit wird die Urkundenprüfung auf Basis der Informationen der In-
ternetseite des Auswärtigen Amtes vorgenommen. Dies gestaltet sich 
als unübersichtlich, zeitintensiv sowie sind die Texte umfassend und 
teilweise schwer beschrieben. Aufgrund der hohen Fallvolumen und 
der Einhaltung der Bearbeitungszeiten stellt dies eine umfangreiche 
Aufgabe dar. 

Handlungsempfehlung 

Aufbau eines Handbuchs mit einer tabellarischen Auflistung (in Form 
eines Inhaltsverzeichnisses) aller Dokumente der entsprechenden 
Herkunftsländer mit integrierter Darstellung zum Abgleich. Dies würde 
den Prozess vereinfachen und den Suchaufwand minimieren. Ebenso 
stellt ein übersichtliches Handbuch ein System dar, welche auch pro-
zesskonform genutzt wird. Empfehlenswert ist die Integration des 
Handbuchs in die Wissensdatenbank. 
Die Umsetzung der Maßnahme ist bereits in Arbeit 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 

Aus Sicht Rödl & Partner sollte diese Maßnahme kurzfristig umgesetzt 
werden. 

 

Bezeichnung  Packen und Verteilung von Begrüßungstaschen Nr. 3 

Analyse 

Im Rahmen der Prozessaufnahmen in den Bürgerämter wurde festge-
stellt, dass die Begrüßungstaschen in jedem einzelnen Bürgeramt ei-
genständig gepackt. Ebenso wurde festgestellt, dass diese teilweise 
nicht an die Bürger*innen ausgehändigt werden. 



 

Handlungsempfehlung 

Rödl & Partner empfiehlt, dass die zentralisierte Verpackung und an-
schließende Verteilung (z.B. via Fahrradkurier oder innerhalb eines 
zentralisierten Bereichs.) der Begrüßungstaschen an die Bürgerämter 
erfolgen soll. Hierdurch wird redundante Mehrarbeit verringert. 
Die Maßnahme ist bereits in Arbeit 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Aus Sicht Rödl & Partner sollte diese Maßnahme kurzfristig umgesetzt 
werden. 

 

Bezeichnung  Zeiten im Terminkalender zu gering berechnet Nr. 4 

Analyse 

Im Rahmen der Prozessaufnahmen in den Bürgerämter ist aufgefallen, 
dass insbesondere bei Anmeldung ausländischer Staatsbürger*innen 
samt Familienmitglieder diese Arbeit mehr Zeit in Anspruch genom-
men hat als im System kalkuliert wurde. 

Handlungsempfehlung 
Aus Sicht Rödl & Partner sollte eine Überprüfung mittels mittlerer Be-
arbeitungszeit vorgenommen werden, ob die Werte ggf. innerhalb des 
Systems angepasst werden müssen. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Aus Sicht Rödl & Partner sollte diese Maßnahme kurzfristig umgesetzt 
werden. (Diese Maßnahme wurde, während der GPO überprüft und im 
Mittel gesehen, stimmen die kalkulierten Werte mit den Ist-Werten 
überein). 

 

Bezeichnung  Keine Änderung des Fahrzeugscheins bei Ummeldung Nr. 5 

Analyse 
Bei der Prozessaufnahme ist aufgefallen, dass bei der Ummeldung 
nicht aktiv gefragt wurde, ober der Fahrzeugschein geändert werden 
möchte. 

Handlungsempfehlung  
Rödl & Partner empfiehlt die Sensibilisierung der Mitarbeiter*innen 
durch das Hinweisen der Auffälligkeiten. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Aus Sicht Rödl & Partner sollte diese Maßnahme kurzfristig umgesetzt 
werden. (Diese Maßnahme wurde, während der GPO bereits erledigt). 

 

Bezeichnung  Dokumentenprüfung auf Echtheit Nr. 6 

Analyse  
Im Rahmen der Prozessaufnahmen ist aufgefallen, dass die Echtheit 
der Ausweisdokumente des Öfteren nicht überprüft wurde. 

Handlungsempfehlung  

Im Rahmen der Corona-Pandemie wurden die Schulungen seitens der 
Polizei nicht angeboten. Rödl & Partner empfiehlt neben den Schulun-
gen die Mitarbeiter*innen durch periodisches Sensibilisieren auf 
Thema immer wieder aufmerksam zu machen. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Aus Sicht Rödl & Partner sollte diese Maßnahme kurzfristig umgesetzt 
werden, (während der GPO haben bereits erste Schulungen stattge-
funden). 

 

 

 

 

 



 

Bezeichnung  Anreichung/Aufbereitung einer Zuständigkeitsübersicht Nr. 7 

Analyse  

Bei den Prozessaufnahmen ist aufgefallen, dass bei Anliegen, welche 
andere Organisationseinheiten betreffen, die Suche langwierig ist. 
Hierzu wird im roten Telefonbuch geschaut, um die Zuständigkeit zu 
identifizieren. Anschließend wird in Outlook die entsprechende Tele-
fonnummer, welche an den Kunden weitergegeben werden darf, her-
ausgesucht. 

Handlungsempfehlung 

Rödl & Partner empfiehlt, dass zum einen das Serviceportal für das 
Herausfinden der fehlenden Informationen genutzt werden sollte. Dies 
kann im Rahmen einer Teambesprechung den Mitarbeiter*innenvorge-
führt werden. 
Die Maßnahme wurde im Laufe der GPO bereits erfolgreich umgesetzt. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Aus Sicht Rödl & Partner sollte diese Maßnahme umgesetzt werden. 

 

Bezeichnung  Beschwerdemanagement Nr. 8 

Analyse 
Bei den Aufnahmen der Prozesse in den Bürgerämter ist aufgefallen, 
dass oftmals keine Beschwerden (positiv wie negativ) an das Be-
schwerdemanagement weitergegeben wurde. 

Handlungsempfehlung 

Rödl & Partner empfiehlt, dass jedes Feedback der Kund*innen wichtig 
ist und im Rahmen des Beschwerdemanagementsystems weitergege-
ben werden sollte. Eine Sensibilisierung im Rahmen einer Teambe-
sprechung sollte die Mitarbeiter*innen darauf aufmerksam machen. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Aus Sicht Rödl & Partner sollte diese Maßnahme umgesetzt werden. 

 

Bezeichnung  Optimierung Einarbeitungsbürgeramt Nr. 9 

Analyse  

Im Rahmen der GPO ist aufgefallen, dass das Bürgeramt Schützenplatz 
als Einarbeitungsbürgeramt verwendet wird. Hierbei werden nur be-
stimmte Dienstleistungen angeboten, obwohl dieser Standort einen 
größeren Strom an Kund*innen bedienen kann. 

Handlungsempfehlung  

Rödl & Partner empfiehlt das Konzept der zentralisierten Einarbeitung 
zu belassen, da es mehrere Vorteile (gleichbleibende qualitative Bear-
beitung der Kund*innen im gesamten Stadtgebiet) mit sich bringt. Es 
ist jedoch empfehlenswert einen anderen Standort als Einarbeitungs-
bürgeramt zu nutzen z.B. Bürgeramt Herrenhausen. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Aus Sicht Rödl & Partner sollte diese Maßnahme kurzfristig umgesetzt 
werden. 

 

 
 
 



 

 6.5.2 IT-INFRASTRUKTUR 

Innerhalb der Analysedimension IT-Infrastruktur wurden 5 Maßnahmen identifiziert: 
 

Bezeichnung  Aufrufanlage Nr. 10 

Analyse  

Bei den Prozessaufnahmen ist aufgefallen, dass wenn die Anlage – bei 
Spontanbesuchen – kein Papier mehr hat, die Nummern trotzdem er-
zeugt, aber keine Tickets ausgedruckt werden. Die Termine sind ent-
sprechend gespeichert und werden nach Befüllung wieder gedruckt.  

Handlungsempfehlung  
Rödl & Partner empfiehlt das technische Problem über die IuK zu lösen 
und das System dahingehend zu optimieren. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Diese Maßnahme sollte aus Sicht von Rödl & Partner zeitnah eine Lö-
sung gefunden werden. 

 
 

Bezeichnung  
Terminsuche ohne Möglichkeit zur Filterung nach intern/ex-
tern 

Nr. 11 

Analyse  

Bei der Prozessaufnahme ist aufgefallen, dass bei Kund*innenanliegen 
bei der Vereinbarung von Folgeterminen im System nicht unterschie-
den wird, ob die Buchung des Termins durch einen Mitarbeiter*innen 
der LHH oder um ein/e Bürger*in handelt. Dies bringt den Nachteil mit 
sich, dass oftmals der/die Kund*in selbst die Termine bucht, weil es 
genauso lange benötigt, als wenn es der Mitarbeiter*in für den/die 
Kund*in bucht. Dies liegt daran, dass nicht alle Mitarbeitenden einen 
internen Zugriff auf das Terminierungssystem haben. 

Handlungsempfehlung  
Rödl & Partner empfiehlt im Terminvergabetool auch eine interne An-
sicht für alle Mitarbeitenden der BA zu implementieren, damit schnell 
ein Folgetermin für Kund*innen vereinbart werden kann. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Diese Maßnahme sollte aus Sicht von Rödl & Partner zeitnah eine Lö-
sung gefunden werden. 

 

Bezeichnung  Internetauftritt Nr. 12 

Analyse  

In der Prozessaufnahme ist aufgefallen, dass durch den kombinierten 
Online-Auftritt kann es z.B. beim Umtausch des EU-Führerscheins 
dazu kommen, dass in den städtischen Kund*innen, für welche der An-
sprechpartner die Region ist, auftauchen. 

Handlungsempfehlung  

Trennung der Homepage der Stadt Hannover und der Region Hanno-
ver. Kund*innen ersichtlich zu machen, dass sie nicht zur LHH muss, 
sondern zur Region. Eine gemeinsame Homepage stiftet für Verwirrung 
bei der Nutzung des Stadt-Portals. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Diese Maßnahme sollte aus Sicht von Rödl & Partner zeitnah eine Lö-
sung gefunden werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 



 

Bezeichnung  Verarbeitungsdauer Gebührenkasse Nr. 13 

Analyse  
Bei der Prozessaufnahme ist aufgefallen, dass bei der Auswahl der Ge-
bührenkasse der systemseitige Verarbeitungsprozess teilweise Minu-
ten dauern kann, bis es zur Erhebung der Gebühr kommt. 

Handlungsempfehlung  
Rödl & Partner empfiehlt, die Schnittstelle der Gebührenkasse zu op-
timieren und für einen effizienteren Prozess sorgen zu können. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Diese Maßnahme sollte aus Sicht von Rödl & Partner zeitnah eine Lö-
sung gefunden werden. 

 
 
 

Bezeichnung  Kopplung vom Stift des Terminals mit der Maus Nr. 14 

Analyse  

Bei den Prozessaufnahmen ist aufgefallen, dass Eingaben über die 
Maus nur möglich sind, wenn der Stift des Bürgermonitors nicht in Be-
nutzung ist. Dies kann u.a. vorkommen, wenn der Stift von Kindern 
während der Bearbeitung des Falls benutzt wird. 

Handlungsempfehlung  

Rödl & Partner empfiehlt den Stift und die Maus durch den Hardware-
anbieter zu entkoppeln. Die Nutzung der Computer-Maus der Mitar-
beiter*innen der BA ist unabdingbar für die Erledigung der Anliegen. 
Eine Kopplung des Stifts und der Maus bieten daher keine Sinnhaf-
tigkeit und erschweren die Arbeit. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Diese Maßnahme sollte aus Sicht von Rödl & Partner zeitnah eine Lö-
sung gefunden werden. 

 6.5.3 STEUERUNGSSYSTEM 

Innerhalb der Analysedimension Steuerungssystem wurden 6 Maßnahmen identifiziert: 
 

Bezeichnung  Terminfreie Donnerstage Nr. 15 

Analyse  

Durch den terminfreien Donnerstag kommt es in den Bürgerämter zu 
kapazitären Problemen im Bereich der Wartebereiche. Dies führt u.a. 
dazu, dass bspw. im BA Sahlkamp ein*e Mitarbeiter*inextra für die Ko-
ordinierung der Kund*in abgestellt wird und die Räumlichkeiten des 
Freizeitheims genutzt werden müssen. 

Handlungsempfehlung  

Der terminfreie Donnerstag stellt sich in einigen, kleineren BA als 
große Herausforderung seitens Mitarbeiter*in dar. Eine Festlegung des 
terminfreien Donnerstags auf bestimmte, große BA (Aegi und Schüt-
zenplatz) ermöglicht eine Verringerung von organisatorischer, redun-
danter Mehrarbeit, da diese über große Wartebereiche und Infoschal-
ter verfügen. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Diese Maßnahme sollte aus Sicht von Rödl & Partner kurzfristig umge-
setzt werden. 

 
 
 
 
 
 
 



 

Bezeichnung  Teamdelegiertensitzungen (TDS) Nr. 16 

Analyse  

Es gibt ein Protokoll, welches allen Mitarbeiter*innenzur Verfügung ge-
stellt wird. Das Protokoll wird von 32.10/32.11 gegengelesen und dann 
auf das Laufwerk gestellt. Besprechung des Protokolls in den Teamsit-
zungen. Bei Fragestellungen wird oft auf das TDS-Protokoll verwiesen. 
Die Frage nach der Nachhaltigkeit der Themen ist als ausreichend zu 
beurteilen. Die Aussagekraft der Ausführungen ist nicht immer ausrei-
chend. Es wird nur "gesendet" aber nicht darauf geachtet was "an-
kommt". Apelle und Informationen mischen sich in den Protokollen.  
Es wird auf 5 Jahre alte Protokolle verwiesen, was in dieser Form keine 
Hilfe zum schnellen Erfassen von Sachverhalten ist. 

Handlungsempfehlung  

Aufbereitung der TDS-Protokolle hinsichtlich der zu transportierenden 
Informationen, welche sachgerecht an die jeweiligen Fachfunktionen 
verteilt werden können. Ausarbeitung von Keyfacts hinsichtlich der zu 
transportierenden Informationen wäre hilfreich und sachgerecht. Das 
TDS-Protokoll als Transport von Wissen eignet sich hierfür nicht. Es 
erschwert sogar die Informationssuche, da sehr viele TDS-Protokolle 
im Laufwerk abliegen und unklar ist, in welchem, welche Informationen 
enthalten sind. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Diese Maßnahme sollte aus Sicht von Rödl & Partner unbedingt umge-
setzt werden. Im Rahmen der GPO war dies ein sehr oft kritisierter 
Punkt seitens der Mitarbeiter*innen. 

 

Bezeichnung  Verknüpfung Fachlichkeit und Organisation Nr. 17 

Analyse  

In der GPO wurde festgestellt, dass die Fachlichkeit (Sachgebiet 32.10) 
und die personell-organisatorische Umsetzung (Sachgebiet 32.11) in 
zwei Fachbereichen vollzogen wird. Dies führt zu zusätzlichen Schnitt-
stellen und sorgt teilweise für Wissensstau und unterschiedliche In-
formationsweitergaben. 

Handlungsempfehlung  

Rödl & Partner empfiehlt die Behebung der Schnittstelle und die Zu-
sammenlegung der Fachlichkeit und die personell-organisatorische 
Umsetzung in ein Sachgebiet. Dies ermöglicht eine effizientere Ar-
beitsweise und verringert die Gefahr von Wissensstau. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Diese Maßnahme sollte aus Sicht von Rödl & Partner schrittweise um-
gesetzt werden. 

  

Bezeichnung  Aufbau Reporting Online Terminvergabesystem Nr. 18 

Analyse  

Das System der Online-Terminvergabe bietet die Möglichkeit ein Steu-
erungssystem aufzubauen, um schnellstmöglich auf Terminierungen in 
der Zukunft aber auch rückwirkend schauen zu können. Die Dokumen-
tenanalyse hat ergeben, dass auf Basis der Online-Terminvergabe, 
dem Fachverfahren VOIS und der Ausfallreporte das Sachgebiet 32.11 
mit hilfreichen Daten ausgestattet ist. 

Handlungsempfehlung  

Rödl & Partner empfiehlt die Datenmengen effizienter miteinander zu 
verknüpfen (z.B. Besucherstromanalysen, Abgleich Bearbeitungszei-
ten Soll und Ist, Ausfallzeiten und deren Auswirkungen auf die Spuren) 
um auf fluktuationsbedingte Ausfälle besser agieren zu können. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Diese Maßnahme sollte aus Sicht von Rödl & Partner unbedingt umge-
setzt werden. Dies begünstigt Maßnahme Nr. 19 und 20. 

 



 

 

Bezeichnung  Aufbau Reporting Übersicht Personalmeldungen Nr. 19 

Analyse  
Es werden täglich von allen Standorten Listen gesendet, welche die 
Abwesenheiten und Einteilungen vor Ort beinhalten. 

Handlungsempfehlung  

Auf Basis dieser Daten kann ein Steuerungssystem aufgebaut werden, 
um frühzeitig ggf. die Spuren zu erweitern oder bei Engpässen zu redu-
zieren. Effiziente und ressourcenschonende Personalsteuerung mög-
lich. Verringerung von Konfliktpotenzialen durch spontane Notsituati-
onen. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Diese Maßnahme sollte aus Sicht von Rödl & Partner unbedingt umge-
setzt werden, da sie schnell und einfach implementierbar ist. 

 

Bezeichnung  Erhöhung der Auslastung der Spuren in den großen BA Nr. 20 

Analyse  

In der Prozessanalyse wurde festgestellt, dass die Spuren der großen 
Bürgerämter nicht bis zur vollen Kapazität ausgelastet werden. Bei 
Ausfällen in den größeren Bürgerämter füllen die kleineren Bürgeräm-
ter die Kapazitäten der Größeren auf (z.B. wurden Mitarbeitende des 
BA Bemerode im BA Aegi eingesetzt) 

Handlungsempfehlung  

Rödl & Partner empfiehlt die Reduzierung des organisatorischen Auf-
wands durch Personalrotation. Daher sollten die mehr Spuren in den 
großen Bürgerämtern für die Termine freigeschalten werden und fluk-
tuationsbedingte Ausfälle der kleinen Teams so aufgefangen werden. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Diese Maßnahme sollte aus Sicht von Rödl & Partner unbedingt umge-
setzt werden, da sie schnell und einfach implementierbar ist. 

 

 6.5.4 PERSONALAUSSTATTUNG / -QUALIFIKATION 

Innerhalb der Analysedimension Personalausstattung / -qualifikation wurden 2 Maßnahmen identifi-
ziert: 
 

Bezeichnung  Umsetzung der Personalbedarfsermittlung Nr. 21 

Analyse  

Im Rahmen der GPO wurde das Personal anhand des Personalbemes-
sungsinstruments ermittelt. Hierbei wurde ermittelt, dass unter Be-
rücksichtigung der Krankheitsquote des Fachbereichs 32 die Perso-
nalausstattung ausreichend ist. Bei der Berücksichtigung der Krank-
heitstage der KGSt wurde festgestellt, dass das Sachgebiet 32.11 mit 6 
Vollzeitäquivalenten mehr ausgestattet ist. 

Handlungsempfehlung  

Rödl & Partner empfiehlt den Zielwert der Krankheitsquote der KGSt 
anzuvisieren und über die Schaffung von größeren Teams, einer ein-
heitlichen Standortausstattung sowie der Festigung der Teamleitungs-
ebene die stadtweite hohe Ausfallquote durch Krankheit kompensie-
ren zu können. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Diese Maßnahme sollte aus Sicht von Rödl & Partner unbedingt umge-
setzt werden. 

 
 
 



 

Bezeichnung  Auffrischung Schulung Kund*inkommunikation Nr. 22 

Analyse  
Im Rahmen der Prozessaufnahmen ist aufgefallen, dass einige Antwor-
ten der Mitarbeiter*in ggü. der Kund*innen zum Teil sehr schroff waren. 

Handlungsempfehlung  

Rödl & Partner empfiehlt die Sensibilisierung der Mitarbeiter*in im Be-
reich Kundenauftreten und Außenwirkung deren Handlungen auf die 
LHH. Eine freundliche und sympathische Außenwirkung bietet den 
Kund*innen eine angenehme Atmosphäre. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Diese Maßnahme sollte aus Sicht von Rödl & Partner schrittweise um-
gesetzt werden. 

 

 6.5.5 RÄUMLICHKEITEN 

Innerhalb der Analysedimension Räumlichkeiten wurden 7 Maßnahmen identifiziert: 
 

Bezeichnung  Ineffiziente Hintergrundarbeiten und Raumnutzung Nr. 23 

Analyse  

Hintergrundarbeiten müssen nebenher gemacht werden (z.B. Rücklie-
ferungen, Postbox, E-Mails, Eingangspost). Dies ist nicht im Tagesge-
schäft neben den Linien möglich. Dies bezieht sich auch auf die Wie-
dervorlagen.  
 

Handlungsempfehlung  

Effiziente Bearbeitung während des Kund*innenverkehrs.  
Aufgrund von kurzfristigen Personalausfällen, sind „Springer“ im Ein-
satz. Für die Hintergrundarbeiten sollten Personen abgestellt werden 
und die Hintergrundarbeiten sollten nicht nebenher ablaufen. Dies 
führt zu qualitativen Einbußen. Zentralisierung der Hintergrundarbei-
ten. Das absolut nötigste in den dezentralen Standorten belassen. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Diese Maßnahme sollte aus Sicht von Rödl & Partner schrittweise um-
gesetzt werden. 

 

Bezeichnung  Öffnung Infotresen im BA Linden Nr. 24 

Analyse  
Im Rahmen der Prozessaufnahmen wurde festgestellt, dass im BA ein 
vollausgestatteter Infotresen im EG vorhanden ist, welcher aktuell 
nicht besetzt wird. 

Handlungsempfehlung  

Rödl & Partner empfiehlt die Nutzung des Infotresen im BA Linden. Der 
Infotresen bietet die optimale Empfangsmöglichkeit für Kund*innen 
und hält den Rückstau der Kund*innen, gerade an terminfreien Tagen, 
ab. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Diese Maßnahme sollte aus Sicht von Rödl & Partner unbedingt umge-
setzt werden, da sie schnell und einfach implementierbar ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

Bezeichnung  Hoher Lärmpegel in den Bürgerämter Nr. 26 

Analyse  
In den Prozessaufnahmen ist aufgefallen, dass in den Bürgerämter we-
nig Lärmschutz vorhanden ist und dies zu einem hohen Lärmpegel 
führt.  

Handlungsempfehlung  

Rödl & Partner empfiehlt durch das Aufstellen von Grünpflanzen oder 
das Entfernen der Plexiglasscheiben an den Arbeitsplätzen der MA 
den Lärmpegel zu reduzieren. Ein erhöhter Lärmpegel führt zu einem 
Unwohlsein der Mitarbeiter*innen. Eine entsprechende Anpassung der 
Arbeitsplätze ermöglicht eine angenehmere Arbeitsatmosphäre. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Diese Maßnahme sollte aus Sicht von Rödl & Partner schrittweise um-
gesetzt werden. 

 

Bezeichnung  Hellhörige Umgebung in den BA Nr. 27 

Analyse  

In der Prozessaufnahme ist aufgefallen, dass durch den hohen Lärm-
pegel eine sehr hellhörige Atmosphäre in den Bürgerämtern herrscht. 
Aufgrund der hellhörigen Gegebenheit können Gespräche anderer 
Kund*innen über größere Distanzen mitgehört werden. 

Handlungsempfehlung  

Rödl & Partner empfiehlt durch Aufstellen von Grünpflanzen oder 
Dämmungsmaterial an den Arbeitsplätzen der MA der Hellhörigkeit 
entgegenzuwirken, um datenschutzkonforme Beratung zu gewährleis-
ten. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Diese Maßnahme sollte aus Sicht von Rödl & Partner schrittweise um-
gesetzt werden. 

 

 

 

 

 

Bezeichnung  Ergonomische Überprüfung der Arbeitsplätze der BA Nr. 25 

Analyse  

Das Mobiliar in einigen BA besitzt nicht in jedem Fall die ergonomische 
Arbeitsausstattung u.a. keine höhenverstellbaren Tische. Dies sorgt 
zum Teil dafür, dass Mitarbeiter*innen Probleme mit der optimalen 
Sitzposition haben. Diese Situation ist in den Sachgebieten 32.10 und 
32.11 bekannt und würde bei Einhaltung dazu führen, dass deutlich we-
niger Arbeitsplätze zur Verfügung stehen (z.B. im BA Sahlkamp aus 4 
Arbeitsplätze 2-3 Arbeitsplätze). 

Handlungsempfehlung  

Rödl & Partner empfiehlt auf die angemessene Neuanschaffung von 
Arbeitsutensilien zu achten. Ein angemessenes Arbeitsumfeld ermög-
licht eine gesündere und effizientere Arbeitsweise der Mitarbeiter*in-
nen. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Diese Maßnahme sollte aus Sicht von Rödl & Partner schrittweise um-
gesetzt werden. Jedoch ist dies in einigen Bürgerämtern nur mit dem 
Rückbau von Stellen möglich.  



 

Bezeichnung  
Organisatorische Aufteilung der räumlichen Trennung von 
Ausländerbehörde und Bürgeramt im BA Schützenplatz 

Nr. 28 

Analyse  

Bei der Prozessaufnahme am Standort Schützenplatz ist aufgefallen, 
dass eine klare Unterscheidung zwischen den Kund*innentresen sowie 
Wartebereich des Bürgeramtes und der Ausländerbehörde nicht so 
einfach erkennbar ist. Dies führt dazu, dass sich Kund*innen an den 
falschen Warteschlangen anstellen oder der Infotresen oftmals mit fal-
schen Anliegen beschäftigt wird. 

Handlungsempfehlung  

Rödl & Partner empfiehlt eine klare räumliche Trennung durch Beschil-
derungen/Kennzeichnung der beiden Organisationseinheiten. 
Dadurch kann auf beiden Seiten für eine effizientere Kund*innenbear-
beitung gesorgt werden. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Diese Maßnahme sollte aus Sicht von Rödl & Partner unbedingt umge-
setzt werden. 

 

Bezeichnung  
Umsetzung der Standortauswahl anhand der Nutzwertana-
lyse 

Nr. 29 

Analyse  

Im Rahmen der Standortanalyse und des Standort-Workshops wurde 
festgestellt, dass 3 Standorte für die Ausübung der Aufgaben des Bür-
geramtes ungeeignet sind.  
Im Rahmen der Ausarbeitung wurden zwei Varianten ausgearbeitet. 

Handlungsempfehlung  

Rödl & Partner empfiehlt kurzfristig die Schließung der Standorte Rick-
lingen und Döhren. Außerdem ist es empfehlenswert mittel- bis lang-
fristig die Standorte Podbi-Park und Sahlkamp zu schließen und im 
Raum Sahlkamp/Misburg einen neuen Standort zu eröffnen. Für die 
Übergangssituation muss aus Sicht der Kund*innenzufriedenheit An-
gebote in Form von mobilen Bürgerbussen oder Chatbots gesorgt wer-
den. Um diese Angebote durchführen zu können, können auf die frei 
werdenden Kapazitäten zurückgegriffen werden. 

Wichtigkeit der Umset-
zung aus Sicht Rödl & 
Partner 
 

Diese Maßnahmen sollten aus Sicht von Rödl & Partner mittel- bis 
langfristig verfolgt werden und bedürfen einer kurzfristigen Planung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 6.6 Haushalterische Umsetzung der GPO 

Die GPO der Bürgerämter der Landeshauptstadt Hannover sind Bestandteil des aufgabenkritischen 

Modernisierungsprozesses des zehnten Haushaltskonsolidierungsprogramms. Im Rahmen der be-

schreiben Maßnahmen können insbesondere durch die Berücksichtigung der kurzen und mittelfristi-

gen Schließung der Standort (Schließung Bürgerämter Ricklingen und Döhren 2025 sowie Sahlkamp 

und Podbi-Park 2028) und der Berücksichtigung der Einsparung auf Grundlage der Personalbemes-

sung (Reduzierung der Personalkapazitäten um 3 VZÄ, da im Übergang die freiwerdenden Kapazitäten 

u.a. für den Bürgerbus verwendet werden) jährlich rund 300.000 Euro eingespart werden. 

 Haushaltsjahre 

 2024 2025 2026 2027 2028 2029 

Standortschließung -, € 80.474 € 80.474 € 80.474 € 269.192 € 269.192 € 

Personalbemessung  -, € 213.180 € 218.510 € 223.972 € 229.572 € 229.572 € 

 Gesamteinsparung  -, € 293.654 € 298.984 € 304.446 € 498.764 € 498.764 € 

 

 

  



 

 7. UMSETZUNG STARTEN  

 
Für das weitere Vorgehen empfiehlt Rödl & Partner die oben genannten Maßnahmen einzuführen und 
zu priorisieren, um diese mit absteigender Priorisierung umzusetzen. Hierfür stellt Rödl & Partner ein 
Excel-Dokument als Umsetzungscontrolling bereit. Das Tool ist als ein Werkzeug des Projektmanage-
ments zu verstehen, in dem geplante Maßnahmen und empfohlene Umsetzungszeiträume übersicht-
lich und für Dritte nachvollziehbar dargestellt werden, wodurch die Umsetzung des Projektes unter-
stützt wird. 
 
Die folgende Abbildung und Beschreibung erklären die Struktur des Umsetzungscontrollings. 
 

 
 
Zuerst werden Maßnahmennummer sowie die Bezeichnung der Maßnahmen aufgezeigt. Hierdurch 
wird eine eindeutige Identifikation der einzelnen Maßnahmen ermöglicht. 
 
Nachfolgend werden die Maßnahmen in einem ersten Schritt priorisiert. Die Priorisierung dient dazu, 
eine zeitliche Kategorisierung der Umsetzung zu treffen. Das Drop-Down-Feld gibt an, für welchen 
Zeitraum die Umsetzung der Maßnahme geplant ist. Die auswählbaren Kategorien sind „Hoch“, „Mit-
tel“, „Niedrig“ und „Quick Win“. Dabei ist die letzte Möglichkeit zu wählen, wenn Maßnahmen bereits 
in der laufenden GPO umgesetzt wurden und keiner weiteren Verfolgung bedürfen. 
 
Der in der darauffolgenden Spalte angegebene Status ist bei Start der Umsetzung auszufüllen und im 
weiteren Prozess stetig zu aktualisieren. Es handelt sich um ein Drop-Down-Feld, in dem zwischen 
vier Optionen gewählt werden kann (Nicht geplant/ Geplant/ In Bearbeitung/ Abgeschlossen). Ebenso 
ist der Fortschritt der Umsetzung aktuell zu halten. Hier wird in Prozent angegeben, wie weit die Um-
setzung bereits vollzogen wurde. In der Anmerkungsspalte können manuell Notizen festgehalten wer-
den und auftretende Umsetzungsprobleme dokumentiert werden. 
 
Zentraler Bestandteil des Umsetzungscontrollings sind zudem die Spalten zum Start und Ende der 
Maßnahme. Sobald ein Start- und ein Enddatum in den vorderen beiden Spalten eingetragen wurde, 
wird in den folgenden Spalten die Zeitspanne farblich hervorgehoben. Außerdem erscheint in der gra-
phischen Darstellung in dem Monat des Jahres, in dem das Startdatum liegt, ein B (B: Beginn) und in 
dem Monat des Jahres, in dem das Enddatum liegt, ein E (E: Ende). In den Monaten zwischen Beginn 
und Ende erscheint jeweils ein P (P: Projekt läuft). Typischerweise wird die Planung im Quartalszyklus 
durchgeführt, kann jedoch auch auf Monatsebene vorgenommen werden. Im Dokument ist der Zeit-
raum von Januar 2024 bis einschließlich Dezember 2025 sichtbar. Zwei weitere Jahre sind als ausge-
blendete Spalte im Dokument enthalten. 
 
Das Controllingtool wurde von Rödl & Partner bereits umfassend vorbefüllt, indem die Maßnahmen-
nummerierung, die Maßnahmenbezeichnung sowie die zugehörigen Tätigkeiten aus dem Maßnah-
menkatalog übernommen wurden. Das Arbeitsdokument zum Umsetzungscontrolling befindet sich in 
Anlage 7, ein Auszug daraus ist  im Folgenden bereits  exemplarisch dargestellt. 
 

Maßnahme 
(Nr., Bezeichnung) 

Tätigkeiten Priorität Status Fortschritt Anmerkung Start Ende 
Graphische 
Darstellung 

         



 

 

Abbildung 21: Exemplarisch vorbefülltes Tool zum Umsetzungscontrolling. 

  

Umsetzungscontrolling OrgU ZIM - Stadt Euskrichen

Nr. Bezeichnung Jan Feb Mär Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez

1 Verortung der Steuerung von Photovoltaikanlagen
- Zuordnung zu einer Planstelle (in kaufm. Abteilung)

- Zulieferung der technischen Daten durch technische Abteilung
Niedrig Geplant 0% 01.08.2023 31.10.2023

B P E

2 Vorgehen zur Kalkulation von Miet- und Nebenkosten - Digitalisierungsoptionen prüfen Hoch Geplant 0% 01.05.2023 31.12.2023

B P P P P P P E

3 Digitaler Rechnungsworkflow
- Digitale Rechnung mittels OCR zur weiteren Bearbeitung erfassen

- Elektronisches Ablagesystem sicherstellen
Hoch Geplant 0% 01.05.2023 31.12.2023

B P P P P P P E

4 Pflege der Dokumente - Support über ext. Dienstleister sicherstellen Mittel Geplant 0% 01.06.2023 30.11.2023

B P P P P E

5 Ausschreibung / Vergabe - Klärung mit ZVS und Revision zur Festlegung, was wo geprüft werden soll Hoch Geplant 0% 01.05.2023 31.12.2023

B P P P P P P E

Fortschritt
[%-Wert zwischen 

0 und 100 

auswählen]

Tätigkeiten
[Kurzbeschreibung zum Vorgehen]

Priorität

2023

START ENDE

Maßnahme

Status

Anmerkungen/ 

Umsetzungsprobleme 
[Welche Probleme bestehen 

aktuell in der Umsetzung?]



 

 8. AUSBLICK 

 
Der Abschlussbericht der GPO in den Bürgerämtern markiert einen wichtigen Meilenstein in der Wei-
terentwicklung dieses Dienstleistungsangebots. Die analysierten Herausforderungen haben zu ent-
scheidenden Erkenntnissen geführt, die es ermöglichen, die Qualität der Arbeit deutlich zu steigern 
und den Bedürfnissen der Kund*innen, aber auch der Mitarbeiter*innen noch besser gerecht zu wer-
den.  Um den aktuellen Anforderungen der digitalen Gesellschaft gerecht zu werden, die Verwaltungs-
prozesse zu optimieren und gleichzeitig das Erlebnis der Bürgerinnen und Bürger bei der Nutzung der 
Bürgerdienste spürbar zu verbessern werden abschließend vier wichtige Handlungsfelder identifiziert 
– Validierung der Standortauswahl und des Personaleinsatzes, Verbesserung der Führungsqualität 
und effizientere Umsetzung von Standards – welche vielversprechende Perspektiven für die Zukunft 
der Bürgerämter der Landeshauptstadt Hannover sind: 
 
1. Umsetzung der Standortauswahl anhand der Nutzwertanalyse: 
Die Erkenntnisse aus der GPO haben gezeigt, dass die bestehende Anzahl der Bürgerämter in der 
Landeshauptstadt Hannover zeitnah reduziert werden sollte. Dieses Ergebnis kommt zum einen zu-
stande, dass über das im Innenstadtbereich durch große Bürgerämter die Arbeit hoch frequentiert 
und auf hohem qualitativem Niveau bearbeitet werden kann. Zum anderen werden bei der Auswahl 
der Standorte darauf geachtet, dass sowohl Mitarbeitende und Kund*innen sich räumlich wohl fühlen 
und in Hinblick auf den Sanierungsbedarf, der Nachhaltigkeit und der digitalen Erweiterungsmöglich-
keit verstärkt die Voraussetzungen der Zukunft erfüllen. Aus der Kund*innenbefragung konnte ent-
nommen werden, dass die Kund*innen größtenteils einen zeitnahen Termin vor der Nähe bevorzugen 
und für einen Termin beim Bürgeramt auch bereit sind, längere Wege in Kauf zu nehmen. Aus diesem 
Grund müssen frühzeitig die Reduzierung der Standorte in die Wege geleitet werden, da dies ein Pro-
zess ist, welcher mittel- bis langfristig verfolgt werden wird und im Rahmen der Öffentlichkeit große 
Aufmerksamkeit bekommt. Für die Übergangslösung der Schließung der Standorte kann durch inno-
vative Lösungen bspw. einen mobilen Bürgerservice, Self-Service-Möglichkeiten in Form von Erklär-
videos die Kund*innennähe aufrechterhalten werden. 
 
2. Umsetzung der Personalbedarfsermittlung (Vorgriff auf die bevorstehenden Entwicklungen: 
Die Analyse des Personalkörpers der Bürgerservices hat ergeben, dass auf Basis der bevorzugten Va-
riante Rödl & Partner, sich das Personal um 6,00 VZÄ perspektivisch verringern sollte. Gerade im 
Rahmen der bevorstehenden Herausforderungen sollte das freigewordene Personal mit Bedacht in 
Übergangssituationen zum Einsatz kommen. Das stärkt die Vorhaben, ohne die Kernaufgabe durch 
Personalabbau zu schwächen und langfristig für eine Entlastung der Belegschaft zu sorgen. Dies kann 
bspw. beim Aufbau des mobilen Bürgerbüros, der Chatsbots oder der Self-Service-Terminals unter-
stützen, welche mittelfristig die Fähigkeiten der Kund*innen bei der digitalen Beantragung stärken 
und langfristig die bestehende Belegschaft entlasten können. 
 
3. Festigung der Teamleitungen: 
Die Führungsebene spielt eine zentrale Rolle bei der Gestaltung eines erfolgreichen Arbeitsumfelds. 
Auf Grundlage der bereits etablierten Teamleitungen wurde eine sehr gute Basis geschaffen. Die Sinn-
haftigkeit der Teamleitungen konnte durch die GPO bestätigt werden. Ziel sollte es weiterhin sein, die 
Fähigkeiten in den Bereichen Kommunikation, Konfliktmanagement, und Mitarbeiter*innen motiva-
tion weiter auszubauen. Eine gestärkte Führungsqualität wird nicht nur das Arbeitsklima positiv be-
einflussen, sondern auch die individuelle Leistungsfähigkeit der Mitarbeiter*innen erhöhen. 
 
4. Effektive Umsetzung von Standard und IT-Infrastruktur: 
Die Implementierung und Einhaltung von Standards sind essenziell für die Qualitätssicherung in den 
Bürgerämtern. Der Fachbereich sollte seine Bemühungen verstärken, eine toolgestützte Wissensda-
tenbank zu etablieren, die sicherstellt, dass die Dienstleistungen des Bürgerservices stets den höchs-
ten Standards entsprechen und die Bearbeitung stadtweit einheitlich abläuft. Ebenfalls sollte gerade 



 

im Hinblick auf die digitale Zukunft die IT-Infrastruktur reibungslos funktionieren, um einen störungs-
freien Arbeitsablauf zu gewährleisten. 
 
Der erfolgreiche Abschluss dieser GPO bildet den Auftakt für eine zukunftsorientierte Ausrichtung 
der Bürgerämter der Landeshauptstadt Hannover. Die vorgeschlagenen Maßnahmen u.a. zur Optimie-
rung der Standorte, der Personalstruktur, die Teamstruktur, Festigung der Teamleitungen und die Um-
setzung von Standards und IT-Infrastruktur werden gemeinsam dazu beitragen, die Dienstleistungen 
auf ein höheres Niveau zu heben. Dieser Ausblick verheißt einen Bürgerservice, die geprägt ist von 
Effizienz, Qualität und einer noch stärkeren Ausrichtung auf die individuellen Bedürfnisse der 
Kund*innen. 
 



 

 

 Anlagen 
 

1. Change-Story 

2. Übersicht über die Prozesse 

3. Kund*innenbefragung 

4. Personalbedarfsbemessung 

5. Umsetzungscontrolling-Tool 

 


